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Definitionen und Begriffe

•  Negative Auswirkung: 
Ein negatives Ereignis, das Menschen (z. B. Verletzung der Menschenrechte, Bestechung, Arbeitsverhältnisse) 
oder der Umwelt schadet.

•  Unternehmen: 
Eine juristische Einheit, die sich für OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS bewirbt; dies umfasst Marken,  
Markengruppen, Einzelhändler und Gewerbetreibende.

•  Direkte Lieferanten:  
Eine Person oder Organisation, mit der das Unternehmen eine direkte vertragliche Beziehung für den Kauf von 
Waren hat.

• �Nachgelagerte�Lieferkette: 
Die Bewegung von Fertigwaren von einem Unternehmen zu seinen Kunden. Zu den Prozessen gehören Vertrieb, 
Auftragsabwicklung und Lieferung.

•  Indirekte Lieferanten: 
Eine Person oder Organisation innerhalb der Lieferkette, die zum Endprodukt beiträgt, mit der das Unternehmen 
jedoch keine direkte vertragliche Vereinbarung getroffen hat.

•  Ausschlusskriterien: 
Grundlegende Prinzipien, die bei der Bestimmung der Eignung für die OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS- 
Zertifizierung am wichtigsten sind. Alle Ausschlusskriterien müssen erfüllt sein, um für eine RESPONSIBLE  
BUSINESS-Zertifizierung in Frage zu kommen (siehe Anhang 3). 

•  Beschwerdemechanismus: 
Jedes Routineverfahren, über das eine Beschwerde vorgebracht werden kann. Der Beschwerdemechanismus 
kann auf staatlicher oder nichtstaatlicher Ebene angesiedelt sein, gerichtlich oder aussergerichtlich, national, 
regional oder international, auf betrieblicher oder Projektebene. Wird auch als Synonym für  
Beschwerdeverfahren verwendet.

•  Nationale Kontaktstellen (NKS): 
Die NKS wurden von den Regierungen eingerichtet, um die Wirksamkeit der OECD-Leitsätze zu fördern, führen 
die NKS Werbemaßnahmen durch, bearbeiten Anfragen und helfen bei der Lösung von Problemen, die sich aus 
der angeblichen Nichteinhaltung der Leitsätze ergeben können. Die NKS unterstützen Unternehmen und ihre  
Interessengruppen bei der Einhaltung der Leitsätze. Sie bieten eine Vermittlungs- und Schlichtungsplattform  
für die Lösung praktischer Probleme, die bei der Umsetzung der Leitsätze auftreten können.

•  Nichtkonformität: 
Ein Verstoss gegen den OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Standard, der bei einem OEKO-TEX®  
RESPONSIBLE BUSINESS-Audit festgestellt oder entdeckt wird. Dabei kann es sich um jedes Problem im  
Zusammenhang mit einem kritischen Prozess und/oder Verfahren handeln (nicht nur Ausschlusskriterien).

•  Grundsätze:  
Massstab, der das Handeln oder die Umsetzung leitet
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•  Verantwortungsvolles Handeln:  
Responsible Business ist ein Ansatz, der Unternehmen dazu verpflichtet, ihren Einfluss auf ihre Lieferketten zu 
nutzen, um Menschenrechtsverletzungen und Umweltrisiken zu verringern. Dieser Ansatz wurde erstmals in den 
Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte definiert und von der OECD weiter-
entwickelt.  
Immer mehr Gesetzgeber nehmen diesen Ansatz in ihre Gesetzgebung auf.

•  Sollen: 
Die Verwendung von “soll” in dieser Norm bedeutet eine Anforderung.

•  Sollte: 
Die Verwendung von “sollte” in diesem Standard deutet auf eine Empfehlung zur Befolgung der Sorgfaltsrichtlinien 
und zur weiteren Verbesserung der Leistung hin.

•   Stakeholder: 
Eine Person oder Organisation, die die Entscheidung oder Tätigkeit eines Unternehmens - direkt oder indirekt - 
gegenwärtig oder in Zukunft beeinflussen kann, davon betroffen ist oder sich davon betroffen fühlt.

• �Lieferkette: 
Eine mehrstufige, vor- und nachgelagerte Verbindung zwischen verschiedenen an der Wertschöpfung beteiligten 
Unternehmen. Ein Netzwerk von der Gewinnung der Rohstoffe über die Veredelungsstufen bis zum Endverbraucher.

•  ANB: 

OEKO-TEX® Allgemeine Nutzungsbedingungen
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1. Ziel

Der OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Standard ist eines der Prüf-, Zertifizierungs- und Lizenzierungsprodukte der  
Internationalen Gemeinschaft für Forschung und Prüfung auf dem Gebiet der Textil- und Lederökologie, vertreten durch die 
OEKO-TEX Service GmbH (OEKO-TEX®). Weitere Informationen zum Produktportfolio und eine Liste der von OEKO-TEX® 
zugelassenen Institute (gemäss Anhang 1) finden Sie auf der OEKO-TEX® Website www.oeko-tex.com.

Der OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Standard ist ein normatives Dokument, das die technischen Voraussetzungen für die 
Erlangung der OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Zertifizierung und für die Lizenzierung des OEKO-TEX® RESPONSIBLE 
BUSINESS-Warenzeichens definiert. Darüber hinaus gelten die in Anhang II definierten Allgemeine Nutzungsbedingungen (ANB) 
für alle OEKO-TEX®-Produkte (Standards).

Das Ziel des OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS ist es, Unternehmen ein Instrument zur Verfügung zu stellen, um ein  
verantwortungsvolles Geschäftsverhalten zu erreichen. Alle Textil- und Leder-Lieferketten werden einer Due Diligence-Prüfung 
in Bezug auf soziale und ökologische Aspekte unterzogen. Die Kenntnis der Lieferketten und der einzelnen Lieferanten,  
insbesondere derjenigen mit hohem Risiko, ermöglicht es den Unternehmen, Risiken zu erkennen, zu verstehen, abzumildern und 
zu vermeiden. Die Ergebnisse werden dokumentiert und es wird ein Nachweis über die Einhaltung der Vorschriften erbracht.

Die OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Zertifizierung ermöglicht es Unternehmen ausserdem, Verbrauchern und anderen 
Interessengruppen glaubwürdige Informationen und verantwortungsvolles Handeln zu vermitteln.

OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS bietet zwei Optionen an:

•  Die OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Zertifizierung bietet eine vollständige Überprüfung durch Dritte und ermöglicht es 
Unternehmen, ihre Zertifizierung öffentlich zu kommunizieren (siehe 5.4.1). Sie umfasst eine Selbsteinschätzung, eine  
Überprüfung und ein Audit. 

•  Die Durchführung einer Selbstbewertung mit unverifiziertem Bericht ermöglicht es den Unternehmen, ihren Status quo in der 
Lieferkette in Bezug auf die soziale und ökologische Leistung zu verstehen. Die Ergebnisse sind nur für unternehmensinterne 
Zwecke zulässig (siehe 5.4.2).

Zur Beantwortung von Fragen bei der Selbstbewertung und entsprechend den im Standarddokument beschriebenen  
Anforderungen stehen verschiedene Vorlagen zur Verfügung, die Sie bei der Dokumentation unterstützen können.  
Eine Auflistung der Dokumente finden Sie im OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Umsetzungshandbuch. Das OEKO-TEX®  
Umsetzungshandbuch sowie die darin erwähnten Vorlagen werden Ihnen bei Unterzeichnung einer Selbstbewertung oder eines  
Zertifizierungsverfahrens durch das von Ihnen gewählte Institut zur Verfügung gestellt.

Abb.1 OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Modularer Aufbau

Selbstauskunft

•  Einreichung des Fragebogens und der  
erforderlichen Unterlagen

•  Bewertung des Status quo der implementierten 
Sorfaltspflichten im Unternehmen

• Bereitstellung eines ungeprüften Berichts

• Keine externe Kommunikation möglich

Zertifizierung

•  Einreichung des Fragebogens und der  
erforderlichen Unterlagen

•  Durchführung eines unabhängigen Audits - 
durch das vom Kunden gewählte OEKO-TEX® 
Institut

•  Bereitstellung eines geprüften Berichts und 
Zertifikats

•  Veröffentlichung der von unabhängiger 
Seite geprüften Sorgfaltspflichtmassnahmen 
möglich, die im Rahmen von Geschäfts- 
prozessen und der Lieferkette umgesetzt 
werden.

Kapitel 1:  
Ziel 
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2. Anwendungsbereich

Jedes Unternehmen der Textil- und Lederindustrie, das als Marke, Markengruppe, Einzelhändler oder Grosshändler 
von fertigen Textil- und Lederwaren tätig ist, kann eine OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Zertifizierung beantragen.

OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS gilt für alle Geschäftsprozesse für Produkte von Marken, Markengruppen, 
Gross- und Einzelhändler, die in den Bereich der Textil- und Lederindustrie fallen. Wenn eine Marke, eine  
Markengruppe, ein Einzelhändler oder Grosshändler Produkte aus anderen Wirtschaftsbereichen herstellt oder 
vertreibt, gilt OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS nicht für diese Produkte. OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS 
bezieht sich ausschliesslich auf die Sorgfaltspflichten, die das Unternehmen in seinen Managementprozessen um-
setzt und die für seine Textil- und Lederlieferketten gelten. 

Wenn eine Markengruppe Produkte im Textil- und Ledersektor über eine bestimmte Marke herstellt oder vertreibt, 
gilt OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS für diese spezifische Marke und nicht für die gesamte Markengruppe 
(siehe Abb. 2). Da OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS auch auf die Managementstruktur abstellt, ist die  
Zertifizierung nur möglich, wenn die Marke organisatorisch unabhängig von der Gruppe ist. Beantragt ein  
Markenkonzern die Zertifizierung, muss die gesamte Textil- und Lederlieferkette innerhalb der betreffenden  
Unternehmen berücksichtigt werden.  

OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS ist ausschliesslich anwendbar auf die Textil- und Lederlieferketten und auf 
den Transport im Zusammenhang mit den Aktivitäten des Unternehmens. Nicht verwandte Wirtschaftsbranchen, 
die vom Unternehmen genutzt werden, werden im OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Antragsprozess nicht 
berücksichtigt.

OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS bezieht sich ausschliesslich auf die Sorgfaltspflichtenmassnahmen, die das 
Unternehmen in Bezug auf die Textil- und Lederlieferketten umsetzt, und zwar:

• im eigenen Unternehmen, 

• inkl. eigener und externer Logistik, bis zur Anlieferung an den Endkunden,

• inkl. eigenen und externen Lagern und Distributionszentren,

• in seinen Lieferketten, einschliesslich aller Konfektions- und Fertigungsbetriebe (Tier 1) als Mindestanforderung.

Abb. 2 – Voraussetzungen für die Gruppenstruktur Abb. 3 – Bedingungen für eine ausschliessliche Markenzertifizierung.

Im Falle einer Gruppenstruktur kann OEKO-TEX® RESPONSIBLE 
BUSINESS nur dann für die Gruppe gelten, wenn jede unabhängige 
Geschäftseinheit mit OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS  
zertifiziert wurde.

Wenn eine Markengruppe Produkte im Textil- und Lederbereich unter einer 
Marke vertreibt und für diese Marke eine OEKO-TEX® RESPONSIBLE 
BUSINESS Zertifizierung anstrebt, gilt die Zertifizierung ausschliesslich für 
diese spezifische Marke, nicht für die gesamte Gruppe.
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Kapitel 2:  
Anwendungsbereich
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Verteil- 
zentren

100% 100%

Einzel- 
händler

Eigener  
Einzelhandel, 
eigene  
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Verteil- 
zentren)

100%
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Händler

80%*

Material- 
produktion

80%*

Rohmaterial- 
verarbeitung

80%*

Rohstoff- 
gewinnung

= Mindestanforderung der Sorgfaltspflichtimplementierung (Level 1)

*  Lieferanten, die in den Lieferketten Ihrer Produkte abgebildet sind und mit denen Sie mindestens 80% Ihres 
bestellten/gehandelten/produzierten Volumens in Stück erwirtschaften.

Kapitel 2:  
Anwendungsbereich

Die detaillierten Anforderungen sind im Folgenden aufgeführt.

Abb. 4  – Anwendungsbereich von OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS für Marken, Einzelhändler und Händler 

Tier 0
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verarbeitung
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gewinnung

*  Lieferanten, die in den Lieferketten Ihrer Produkte abgebildet sind und mit denen Sie mindestens 80% Ihres 
bestellten/gehandelten/produzierten Volumens in Stück erwirtschaften.

= Mindestanforderung der Sorgfaltspflichtimplementierung (Level 1)

100%
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OEKO-TEX® berücksichtigt die folgenden Lieferkettenstufen und Definitionen:

Tier 0

Büro, Einzelhandel, 
Vertriebszentrum 
etc.

Tier 1

Konfektions- und 
Fertigungsbetriebe

Tier 2

Materialproduktion

Tier 3

Rohmaterial- 
verarbeitung

Tier 4

Rohstoffgewinnung

Kapitel 2:  
Anwendungsbereich
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3.  OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS- 
Handelsmarke 

3.1 Markenschutz 
Die Eintragung von OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS als weltweites Markenzeichen ist angemeldet. Um  
den rechtlichen Schutz zu verstärken, werden die Wort- und die Bildmarke eingetragen, zusätzlich zum separaten 
Schutz der Wortmarken OEKO-TEX®, OEKOTEX und ÖKO-TEX sowie verschiedener Designelemente wie Logo und  
verschiedener Designelemente.

3.2 Lizenzierung von Marken
Die Marke OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS darf nur von denjenigen verwendet werden, die gemäss den 
OEKO-TEX® Allgemeinen Nutzungsbedingungen (ANB) dazu berechtigt sind. Voraussetzung für die Lizenzierung 
ist die Erteilung eines Zertifikats. Die Lizenz und das Zertifikat werden dem Kunden von einem OEKO-TEX® Institut 
ausgestellt.

Die Bedingungen für die Erteilung eines Zertifikats basieren auf dem OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS- 
Standard, den OEKO-TEX® ToU (siehe Anhang II) und der Konformitätserklärung (siehe Anhang I).

Bei einem nicht verifizierten Selbstbewertungsbericht wird kein Zertifikat ausgestellt. Es wird daher keine Lizenz zur 
Verwendung der OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Marke oder anderer OEKO-TEX®-Marken erteilt.

3.3 Verwendung von Markenzeichen
Für die Verwendung des OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Markenzeichens müssen die in der ToU und dem 
Labelling Guide enthaltenen Bestimmungen eingehalten werden. Die Verwendung des Markenzeichens in einer  
anderen Art und Weise ist ausdrücklich untersagt.

Da es sich bei OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS um eine Unternehmenszertifizierung und nicht um eine  
Produktzertifizierung handelt, ist die Verwendung des OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Markenzeichens auf 
Produkten untersagt. 

Das Markenzeichen OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS kann auf Marketingmaterialien und Websites verwendet 
werden, um zu signalisieren, dass das Unternehmen nach OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS zertifiziert wurde.

Die in Ziffer 11 der -ANB definierten Grundsätze für die Werbung sind unbedingt einzuhalten. Darüber hinaus ist der 
Kunde nach Ziffer 12 der ANB  verpflichtet, seine Geschäftspartner vertraglich an die ANB zu binden und sie über 
die OEKO-TEX® Kennzeichnungsregeln (Labelling Guide) zu informieren. OEKO-TEX® erlaubt die Verwendung von 
OEKO-TEX®-Marken durch Dritte nur in Übereinstimmung mit den ANB und dem OEKO-TEX® Labelling Guide.

Das Weglassen einzelner Elemente des jeweiligen OEKO-TEX®-Labels ist strengstens untersagt. Insbesondere die 
Angaben zur Zertifikatsnummer und zum OEKO-TEX® Prüfinstitut sind obligatorisch und müssen mit dem  
entsprechenden Zertifikat übereinstimmen.

Diese Verpflichtungen sind unerlässlich. Zuwiderhandlungen können zum Entzug des Zertifikats und der Lizenz zur 
Nutzung der Marke führen.

Kapitel 3:  
OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS  
Handelsmarke
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4.  Sorgfaltspflicht im Unternehmen:  
Die 6 Grundsätze für verantwortungsvolles Handeln:

Gemäss den OECD-Leitsätzen für multinationale Unternehmen müssen multinationale Unternehmen zur Erfüllung 
ihrer Sorgfaltspflichten bestehende und potenzielle negative Auswirkungen ihrer Geschäftstätigkeit im Rahmen 
ihrer eigenen Geschäftstätigkeit, ihrer Lieferketten und ihrer weiteren Geschäftsbeziehungen ermitteln, verhindern 
oder abmildern und Rechenschaft darüber ablegen, wie sie diese Auswirkungen angehen. Die Einbindung von  
verantwortungsvollem Geschäftsgebaren in Managementprozesse unterstützt die Wirksamkeit der Sorgfaltspflicht 
und ermöglicht es den Unternehmen, negative Auswirkungen ihrer Geschäftstätigkeit anzugehen.

Der Prozess des verantwortungsvollen Handelns ist in 6 Abschnitte gegliedert. Diese Abschnitte befassen sich mit 
dem Ansatz der Sorgfaltspflicht auf der Grundlage der UN-Grundsätze und der OECD-Leitsätze. Abschnitt 7  
befasst sich mit dem Thema Klima:

Element 1
Grundsatzerklärung

Element 2
Risikoanalyse

Element 3
Einführung geeigneter 
Massnahmen

Element 7
Klimabezogene Strategien

Element 6
Beschwerdemechanismus

Element 5
Transparente  

Kommunikation

Element 4
Kontinuierliche  
Überwachung

Kapitel 4: Sorgfaltspflicht�im�Unternehmen:� 
Die 6 Grundsätze für  
verantwortungsvolles Handeln

1.  Grundsatzerklärung  
(Verantwortungsvolle Geschäftspolitik)

2. Risikoanalyse

3. Einführung geeigneter Massnahmen

4. Kontinuierliche Überwachung

5. Transparente Kommunikation

6. Beschwerdemechanismus

7. Klimabezogene Strategien

Abb. 6 – OEKO-TEX ® RESPONSIBLE BUSINESS-Elemente
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4.1  Grundsatzerklärung
Um die unternehmerische Sorgfaltspflicht in Bezug auf die Menschenrechte und die Umwelt zu erfüllen, muss  
verantwortungsbewusstes unternehmerisches Handeln (Responsible Business) in die Unternehmenspolitik und in die 
Managementprozesse eingebettet werden. 

Das Unternehmen hat eine Politik zu verfolgen, die die Verpflichtung zu verantwortungsbewusstem Handeln im eigenen 
Betrieb und in den Lieferketten beinhaltet. Das Unternehmen muss verantwortungsbewusstes unternehmerisches  
Handeln auf strategischer Ebene in den Managementprozessen verankern, so dass eine wirksame und effiziente 
Sorgfaltsprüfung auf allen Ebenen des Unternehmens möglich ist. Die in der Grundsatzerklärung zur verant- 
wortungsvollen Unternehmensführung eingegangenen Verpflichtungen sind zu beschreiben.

Darüber hinaus soll die Grundsatzerklärung beschreiben, wie die Managementprozesse die Kernelemente der  
Sorgfaltspflicht im Unternehmen verankern.

4.1.1  Inhalte einer verantwortungsvollen Grundsatzerklärung:

 Das Ziel ist eine öffentliche Verpflichtung des Unternehmens, Verantwortung für direkte und indirekte Auswirkungen 
des Unternehmens auf die Menschenrechte, die Umwelt und andere Risiken in den Lieferketten zu übernehmen, die 
durch die direkte oder faktische Kontrolle des Unternehmens entstehen.

Die folgenden Verpflichtungen und Inhalte sollen in die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen  
Unternehmensführung aufgenommen werden:

• Verpflichtung zu(r)

•  Identifikation von Menschenrechtsverletzungen und Umweltrisiken im Sinne von § 2 des deutschen  
Lieferkettengesetzes (siehe Anhang 4)

• Implementierung von verantwortungsvollen Geschäftspraktiken: 

• Im eigenen Geschäftsbetrieb, einschliesslich eigener Vertriebszentren und eigenem    
 Einzelhandel

• Beim Transport bis zum Endkunden

•  Für Geschäftspartner in der Lieferkette und deren Unterauftragnehmer, einschliesslich   
einer Erklärung, ob die Vergabe von Unteraufträgen zulässig ist

• Anwendbare Gesetze und internationale Abkommen gemäss den Risiken (Kapitel 4.2.2.1)

• Internationale Menschenrechtscharta:

• Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

• Internationaler Pakt über zivilrechtliche und politische Rechte

• Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

• Die acht grundlegenden Übereinkommen der ILO

• Minamata Übereinkommen über Quecksilber

• Stockholmer Übereinkommen über persistente organische Schadstoffe

• POPs Übereinkommen

•  Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung   
gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung.
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• Berücksichtigung der OECD-Risiken im Bekleidungs- und Schuhsektor 

• Einhaltung der fünf Freiheiten des Tierschutzes:

• Freiheit von Hunger, Unterernährung und Durst

• Freiheit von Angst und Bedrängnis

• Freiheit von Hitzestress oder körperlichen Beschwerden

• Freiheit von Schmerzen, Verletzungen und Krankheiten

• Freiheit, normale Verhaltensmuster auszudrücken

•  Einhaltung der Sorgfaltspflichten zu den wichtigsten Risiken des Unternehmens in den eigenen Betrieben 
und in seinen Lieferketten

• Verantwortungsvolle Beschaffungspraktiken zur Vermeidung negativer Auswirkungen durch Beschaffung

• Ernsthafte Einbeziehung der betroffenen Interessengruppen 

•  Anhörung und Behandlung aller Beschwerden gegen das Unternehmen, einschliesslich derjenigen über den 
eigenen Betrieb, sowie Ergreifen geeigneter Massnahmen 

• (Optional: Die im Pariser Abkommen zum Klimawandel festgelegten Ziele)

• Inhalte

• Liste aller identifizierten Risiken, die auf der Grundlage einer regelmässigen Risikoanalyse aktualisiert wird

•  Beschreibung der Managementprozesse für verantwortungsvolle Unternehmensführung, in welchen  
beschrieben wird, wie die Kernelemente der Sorgfaltspflicht im Unternehmen verankert sind

•  Die Unternehmensleitung ist für die Umsetzung der Sorgfaltspflichten in der Unternehmenspolitik  
verantwortlich, indem sie Prozesse und Verantwortlichkeiten festlegt

• Das Ziel ist es, sicherzustellen:

•  Die Auswirkungen der verantwortungsvollen Geschäftspolitik auf die eigene Geschäfts-
tätigkeit (d. h. die Sorgfaltspflichten werden in die Entscheidungsprozesse im gesamten 
Unternehmen einbezogen)

•  Die Auswirkung der verantwortungsvollen Geschäftspolitik in der gesamten Lieferkette  
(wie nach- und vorgelagert definiert)

•  Beschreibung der Einkaufspraktiken, die regelmässig auf der Grundlage einer Risikoanalyse aktualisiert 
werden
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4.1.2 Umsetzung der Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung

Um Prozesse zu implementieren, die verantwortungsvolles Handeln im Unternehmen verankern, sind folgende  
Aspekte zu berücksichtigen: 

4.1.2.1 Verankerung einer verantwortungsvollen Unternehmensführung im Unternehmen:

•   Die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung muss von der höchsten Unternehmensebene 
anerkannt und verabschiedet werden. Die Politik für verantwortungsvolles Handeln kann aus einer einzigen  
Richtlinie, mehreren eigenständigen Richtlinien oder aus anderen Dokumenten zur Unternehmensführung  
(z. B. dem Verhaltenskodex) bestehen.

•  Die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung muss öffentlich verfügbar und leicht 
zugänglich sein, um vollständige Transparenz zu gewährleisten.

•  Die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung muss allen Mitarbeitern, Zulieferern und 
anderen relevanten Dritten bekannt gemacht werden, um das Verantwortungsbewusstsein in den Lieferketten 
sicherzustellen.

•  Um sicherzustellen, dass die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung, der Beschwerde- 
mechanismus und der Verhaltenskodex für Lieferanten an die Lieferkette weitergegeben werden, muss das  
Unternehmen eine Weitergabeklausel (Kapitel 4.1.2.3) in seine Vertragsdokumente aufnehmen, die die Weitergabe 
der Dokumente an die weitere Lieferkette regelt.

•  Die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung wird unter Einbeziehung von  
massgeblichem internem und externem Fachwissen entwickelt.

•  Die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung und die betroffene Lieferkette müssen  
jährlich überprüft werden, da sich potenzielle negative Auswirkungen, betriebliche Risiken und die Lieferkette 
weiterentwickeln können.

4.1.2.2 Verankerung von Managementprozessen für verantwortungsvolle Unternehmensführung in das Unternehmen:

•    Das Unternehmen muss verantwortungsvolles Handeln als integralen Bestandteil der regulären Geschäftsprozesse 
implementieren und verantwortungsvolles Handeln in alle relevanten Entscheidungsprozesse einbeziehen. Das 
Unternehmen muss die notwendige Infrastruktur zur Gewährleistung einer effektiven, verantwortungsvollen 
Geschäftstätigkeit definieren, bereitstellen und aufrechterhalten:

•   Das Unternehmen muss internes und/oder externes Fachwissen bereitstellen, das für die Durchführung der 
unternehmerischen Sorgfaltspflicht verantwortlich ist (Mitarbeiter, Team, externe Parteien usw.)

•   Es muss eine verantwortliche Person (idealerweise intern, bei Kleinunternehmen ist jedoch eine externe  
Person möglich) benannt werden, die über Fachkenntnisse in diesem Bereich verfügt. 

•   Diese Person wird als “ zuständiger Unternehmensverantwortlicher” bezeichnet.

•  Das verantwortliche Handeln muss nicht die einzige Aufgabe dieser Person sein, aber es muss sichergestellt 
werden, dass diese Person ausreichend Zeit hat, sich mit der Sorgfaltspflicht in den Lieferketten zu beschäftigen. 
Je nach Grösse des Unternehmens sind weitere Verantwortliche auf den verschiedenen Managementebe-
nen und über Teams und Geschäftsbereiche hinweg zu benennen. 
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• Es muss eine verantwortliche Person benannt werden, die:

• Über ein umfassendes Verständnis der internationalen Verträge zu:

• Menschenrechten

• Sowie Umwelt und Klima verfügt.

•   Alle verantwortlichen Geschäftstätigkeiten, im Rahmen der Implementierung der Sorgfaltspflichten 
koordiniert, insbesondere wenn eine Delegierung von Aufgaben vorgesehen ist.

•  Die operative Umsetzung der Geschäftsprozesse einer verantwortlichen Unternehmensführung leitet 
und sicherstellt, , dass verantwortungsbewusstes Handeln in allen Bereichen der Unternehmenstätigkeit 
umgesetzt wird. Dazu gehört auch die Entwicklung und Umsetzung geeigneter Beschaffungsstrategien 
und Einkaufspraktiken. Diese Befugnis sollte Mitarbeitern erteilt werden, die durch ihre Entscheidungen 
Risiken beeinflussen können. Kommunikation, Informationsaustausch und Dokumentation in Bezug auf 
bestimmte Risiken und Entscheidungen spielen eine wesentliche Rolle und sollen ermöglicht werden.

•  Sicherstellt, dass die Mitarbeiter angemessen geschult werden und Anreize erhalten, um die  
Unternehmensrichtlinien für verantwortungsvolles Handeln einzuhalten.

•  Dafür verantwortlich ist, dass die Lieferketten abgebildet werden können (muss z. B. sicherstellen, dass 
Systeme oder Methoden eingerichtet werden, die eine transparente Abbildung der Lieferkette  
ermöglichen usw.)

•  In Kontakt mit Lieferanten und anderen Geschäftspartnern steht, um sicherzustellen, dass die Erwartungen 
und Richtlinien des Unternehmens für verantwortungsvolles Handeln erfüllt werden. Die Politik des 
verantwortungsvollen Handelns muss den Lieferanten und anderen relevanten Geschäftspartnern 
mitgeteilt und in schriftliche Vereinbarungen aufgenommen werden. Es müssen Schulungen angeboten 
werden, um sicherzustellen, dass die Politik des verantwortungsvollen Handelns verstanden und  
umgesetzt wird.

•  Eine regelmässige Berichtspflicht (z. B. halbjährlich) gegenüber dem Vorstand hat und sich regelmässig 
mit den Leitern der Abteilungen, die für die Lieferkette verantwortlich sind trifft (z. B. Einkaufsabteilung, 
Produktmanagement, Qualitätsmanagement usw.) trifft.

•  Sicherstellt, dass die Risikoanalyse ordnungsgemäss durchgeführt wird (Kapitel 4.2)

•  Empfehlungen für geeignete Massnahmen ausspricht (Kapitel 4.3), indem sie einen Bericht erstellt, auf 
den sich Beschaffungsentscheidungen stützen. Der Bericht muss definierte Ziele, Zeitpläne, Meilensteine 
und die Ergebnisse der Risikobewertung enthalten. Bei Widersprüchen entscheidet das Management 
unter Berücksichtigung aller relevanten Informationen. Entscheidet sich das Management gegen die 
Empfehlung der verantwortlichen Person, ist die Begründung für die Entscheidung zu dokumentieren.

•  Die Erstellung eines Verhaltenskodex für Lieferanten und die Aufnahme von verantwortungsvollem  
Handeln in vertragliche Vereinbarungen koordiniert (Kapitel 4.3).

•  Den Prozess der kontinuierlichen Überwachung (Kapitel 4.4) verwaltet.

•  Eine transparente Kommunikation des verantwortungsvollen unternehmerischen Handelns an alle 
Stakeholder gewährleistet (Kapitel 4.5).  

• Den  Beschwerdemechanismus einrichtet und/oder ihn überwacht (Kapitel 4.6).

•  Das Unternehmen muss ein Informationssystem zur Unterstützung der Sorgfaltspflicht entwickeln, das  
Informationen sammelt und die Entscheidungsfindung unterstützt.

•  Das Unternehmen muss angemessene Schulungen und Anreize für die Umsetzung der verantwortungsvollen 
Geschäftspolitik des Unternehmens und des Verhaltenskodex für Lieferanten bieten.
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4.1.2.3    Verankerung der Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung  
in die vor- und nachgelagerte Lieferkette:

Direktlieferanten

•  Zwischen dem Unternehmen und dem Direktlieferanten soll eine vertragliche Verpflichtung bestehen, in der  
Folgendes vereinbart wird:

• Einhaltung der Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung

• Einhaltung eines Verhaltenskodex für Lieferanten

•   Der Lieferantenkodex enthält die menschenrechtlichen und umweltbezogenen Risiken wie in der Grund-
satzerklärung aufgezeigt (mit besonderem Fokus auf § 2 des Deutschen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz),

•  Sowie die im Unternehmen eingegangenen Verpflichtungen und die für die Untervergabe definierten  
Anforderungen:

•  Wenn die Vergabe von Unteraufträgen in der Grundsatzerklärung des Unternehmens nicht gestattet ist, ist 
sie in der gesamten Lieferkette untersagt.

•  Wenn die Vergabe von Unteraufträgen in der Grundsatzerklärung zugelassen ist, muss der direkte Lieferant 
folgendes sicherstellen:

•   Jeder Beschaffungs-, Outsourcing- oder Untervertragsabschluss von Produkten, Materialien oder  
Dienstleistungen muss kontrolliert werden, um sicherzustellen, dass alle eingekauften Waren/Dienst- 
leistungen der Grundsatzerklärung in Bezug auf Menschenrechte und Umweltrisiken entsprechen

•  Der Lieferant, der Unteraufträge vergibt, muss daher seine Unterauftragnehmer vertraglich an diesen  
Verhaltenskodex für Lieferanten binden und seine Unterauftragnehmer dazu verpflichten, diesen  
Verhaltenskodex für Lieferanten einzuhalten

•  Der Lieferant, der Unteraufträge vergibt, muss seine Unterauftragnehmer gegenüber dem auftragge-
benden Unternehmen benennen.

•   Vertraglich vereinbarte Schulungsmassnahmen 

 Das Unternehmen führt mit dem Direktlieferanten Erst- und Folgeschulungen durch, um die Einhaltung des  
vertraglichen Rahmens sicherzustellen.

•  Vertragliche Mechanismen zur Überprüfung der Sorgfaltspflicht 

 Der Vertrag mit Direktlieferanten muss Kontrollmechanismen enthalten, um die Einhaltung der vertraglichen 
Verpflichtungen durch den Direktlieferanten zu überprüfen. Zum Beispiel sollen Audits durch das eigene  
Unternehmen beim Lieferanten vor Ort oder durch Dritte durchgeführt werden können. Eine OEKO-TEX® STeP  
Zertifizierung kann beispielsweise die Einhaltung der vertraglichen Verpflichtungen nachweisen.

•  Information über Beschwerdemechanismen und -verfahren

    Folgende Informationen zum Beschwerdemechanismus muss das Unternehmen öffentlich bereitstellen: 

• Kontaktinformationen zum Beschwerdemechanismus.

• Kontaktdaten der für den Beschwerdemechanismus zuständigen Person in dem zertifizierten Unternehmen.

• Beschreibung des Beschwerdeverfahrens.

•  Öffentliche Erklärung des Unternehmens, dass Lieferanten zur Anerkennung des zur Verfügung gestellten 
Beschwerdemechanismus verpflichtet werden, sowie dass die Informationen des Beschwerdemechanismus 
allen relevanten Interessensgruppen des Geschäftspartners bekannt gegeben werden.
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• Vertragliche Verpflichtung zur Weitergabe und Anerkennung - Weitergabeklausel

• Die Weitergabeklausel beinhaltet die Verpflichtung, dass 

• die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung,

• der Verhaltenskodex für Lieferanten, 

•  und der Beschwerdemechanismus vertraglich an die Lieferanten des direkten Lieferanten (indirekte 
Lieferanten des Unternehmens) weitergegeben werden müssen.

•  Diese Verpflichtung ist nur erfüllt, wenn der direkte Lieferant dem Unternehmen die Bestätigung des  
indirekten Lieferanten vorlegt.

•  In der schriftlichen Bestätigung des indirekten Lieferanten wird die Einhaltung der Verpflichtungen erklärt 
(siehe auch OEKO-TEX® Acknowledgement Template).

•  Die Weitergabeklausel beinhaltet, dass diese Verpflichtung kaskadierend über alle Ebenen der gesamten 
Lieferkette weitergegeben wird.

Indirekte Lieferanten

•  Die Weitergabeklausel verpflichtet den direkten Zulieferer, diese Verpflichtung (zur Einhaltung der ursprünglichen 
Grundsatzerklärung und des Verhaltenskodex für Zulieferer) an den nächsten Zulieferer in kaskadierender Weise 
weiterzugeben (Tier 2 an Tier 3 usw.).

•  Die Weitergabeklausel muss auch die Verpflichtung des direkten Lieferanten enthalten, seine indirekten Liefer-
anten über den Beschwerdemechanismus zu informieren.

•  Indirekte Zulieferer sind verpflichtet, den Beschwerdemechanismus ihren relevanten Interessengruppen, insbe-
sondere den Arbeitnehmern, zugänglich zu machen. Der Beschwerdemechanismus ist an Orten zugänglich zu 
machen, die sie selbst  
bestimmen können (z. B.Toiletten).

•  Die Weitergabeklausel muss die Verpflichtung des indirekten Lieferanten (Stufe 2 usw.) zur Weitergabe folgender 
Dokumente und Informationen enthalten:

• Die ursprüngliche Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung,

• Den Verhaltenskodex für Lieferanten

• Informationen zum Beschwerdemechanismus

•  Die Verpflichtung die Anforderungen in diesen Dokumenten einzuhalten sowie zur Weitergabe der  
genannten Informationen mittels der Weitergabeklausel (z.B. Tier 3 an Tier 4).

Pic. 7 – Darstellung der Weitergabeklausel
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4.2 Risikoanalyse
Auf der Grundlage eines formalisierten Prozesses muss das Unternehmen potenzielle Risiken und tatsächliche  
negative Auswirkungen seiner eigenen Tätigkeiten und seiner Lieferkette ermitteln und nach Prioritäten einstufen. 
Dieser Prozess ist der Eckpfeiler aller Sorgfaltspflichtenmassnahmen.

4.2.1 Prinzipien der Risikoanalyse

•   In einem ersten Schritt führt das Unternehmen eine Untersuchung durch, um die grössten Risiken und negative 
Auswirkungen im eigenen Betrieb und in der Lieferkette zu ermitteln. Diese Bestandsaufnahme sollte es dem  
Unternehmen ermöglichen, die wichtigsten Risiken und Bereiche für eine weitere Bewertung zu priorisieren.

•  Ermittelte Risiken werden nach Schweregrad, Wahrscheinlichkeit und Abhilfemöglichkeiten bewertet. Sie sind 
entsprechend zu priorisieren.

•  Die Risikoanalyse muss mindestens einmal pro Jahr durchgeführt werden. Zusätzliche Risikoanalysen werden 
durchgeführt, wenn sich eine Risikosituation wesentlich verändert oder erweitert. Dabei sind Änderungen der 
Einkaufspraktiken, Länderrisiken, Produktänderungen usw. zu berücksichtigen.

•  Die Ergebnisse der Risikoanalyse sind den zuständigen Entscheidungsträgern und dem Management rechtzeitig 
mitzuteilen.

•  Die Risikoanalyse soll sicherstellen, dass die Geschäftsaktivitäten mit den international anerkannten Menschen-
rechten übereinstimmen als auch abbilden, welche umweltrelevanten Risiken zu berücksichtigen sind.

•  Jede Beschaffung, Fremdvergabe oder Unterauftragsvergabe von Produkten, Materialien oder Dienstleistungen 
muss kontrolliert werden um sicherzustellen, dass alle gekauften Produkte/Dienstleistungen der Unternehmens-
politik hinsichtlich Menschenrechte und Umweltrisiken entsprechen.

• Das Unternehmen soll nachteilige Auswirkungen verhindern, indem es sie weder verursacht noch dazu beiträgt.

•  Die Einbeziehung von Interessengruppen und eine transparente Kommunikation auf der Grundlage der  
Risikobewertung sind für die Sorgfaltspflicht entscheidend.

• Die Risiken sind nach Prioritäten zu ordnen, wobei Folgendes zu berücksichtigen ist

•  Ist eine sofortige und gleichzeitige Behebung aller festgestellten Risiken nicht praktikabel, muss ein  
Unternehmen die Reihenfolge der Massnahmen nach der Wahrscheinlichkeit und Schwere der negativen 
Auswirkungen festlegen.

•  Nachdem die schwerwiegendsten negativen Auswirkungen ermittelt und beseitigt worden sind, geht das 
Unternehmen zu den weniger schwerwiegenden Risiken über.

•  Das Unternehmen muss begründen, warum bestimmte Risiken Vorrang vor anderen Risiken haben.
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4.2.2  Durchführung der Risikobewertung

4.2.2.1 Umfang der Risikoanalyse

Der Umfang der Risikobewertung muss das Unternehmen selbst und die Lieferkette umfassen (Kapitel 2).  
Der Umfang der Risiken muss die Auswirkungen auf die Menschenrechte sowie umweltbezogene Risiken beinhalten.

Es sind allgemeine und für die Bekleidungs-/Schuhbranche spezifische Risiken zu berücksichtigen:

• Menschenrechte / Soziales

• Kinderarbeit sowie schlimmste Formen der Kinderarbeit

• Sexuelle Belästigung sowie sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt am Arbeitsplatz

• Zwangsarbeit

• Sklaverei

• Folter

• Arbeitszeiten

• Gesundheit und Sicherheit bei der Arbeit

• Gewerkschaften und Tarifverhandlungen

• Ungleiche Behandlung in der Beschäftigung

• Löhne

• Bestechung und Korruption

• Verantwortungsvolle Beschaffung aus Heimarbeit

• Landraub

• Umweltrisiken

• Gefährliche Chemikalien

• Wasser

• Treibhausgasemissionen

• Verschlechterung der Bodenqualität

• Luftverschmutzung

• Schädliche Lärmemissionen

• Abholzung von Wäldern

• Tierschutz

•  Risiken, die sich aus der Herstellung und dem Umgang mit quecksilberhaltigen Produkten oder Quecksilber 
ergeben (Deutsches Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, Artikel 2, 3/1,2)

•  Behandlung von Quecksilberabfällen (entgegen der Bestimmung von Artikel 11 (3) des  
Minamata-Übereinkommens), (Deutsches Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, Artikel 2, 3/3)

•  Herstellung und Verwendung von persistenten organischen Verbindungen (Stockholmer Übereinkommen) 
Deutsches Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, Artikel 3, 3/4

•  Handhabung, Sammlung, Lagerung und Entsorgung von Abfällen  
(Deutsches Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, Artikel 2, 3/5)

•  Ausfuhr von gefährlichen Abfällen (Basler Übereinkommen) (Deutsches Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, 
Artikel 2, 3/6)

•  Jede Verletzung, die über die genannten Risiken hinausgeht und deren Rechtswidrigkeit bei verständiger 
Würdigung offensichtlich ist.
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4.2.2.2 Komplexität der Risikobewertungy

Die Komplexität der Risikoanalyse richtet sich nach der Komplexität des Unternehmens (Grösse, betrieblicher  
Kontext, Produktkomplexität, Lieferkette und Struktur).

Die Risikoanalyse gestaltet sich umso umfassender, je stärker die Auswirkungen auf die Menschenrechte und die 
Umwelt sind und desto umfangreicher und detaillierter muss die Dokumentation sein. (Kapitel 4.2.2.3). 

4.2.2.3 Dokumentation der Risikobewertung

Menschenrechtsverletzungen, Umweltverstösse und andere Risiken der Textil- und Lederindustrie müssen entlang 
der Lieferkette ermittelt werden. Dies geschieht durch eine systematische Bewertung von Ländern und Lieferanten 
oder Produzenten (im Folgenden: Lieferanten) sowie von Produkten.

Dokumentation der Länder, in denen die Beschaffung durchgeführt oder in Erwägung gezogen wird

Die Länder und Regionen aktueller oder potenzieller Beschaffungspartner müssen entsprechend den vor Ort  
geltenden Gesetzen und Vorschriften bewertet werden. Weichen beispielsweise die Arbeitsgesetze von den 
Kernübereinkommen der ILO ab und sollen Beschaffungspartner aus diesen Ländern und Regionen in Betracht 
gezogen werden, muss bei der Risikoanalyse ein besonderer Schwerpunkt auf Lieferanten aus diesen Ländern oder 
Regionen gelegt werden. Dies soll durch Verträge geschehen, die Klauseln enthalten, die die relevanten Themen 
ansprechen. Vom Unternehmen durchgeführte Audits können die Sorgfaltspflicht weiter stärken.

Dokumentation der Lieferantenliste

•  Alle Direktlieferanten müssen gelistet werden.

•  Alle indirekten Lieferanten bis zur Rohstoffproduktion sind auf der Grundlage der verfügbaren Informationen 
und der Risikoanalyse aufzulisten. Das Unternehmen kann externe Mapping-Tools verwenden oder ein eigenes 
erstellen. Der Schwerpunkt liegt auf einer transparenten Dokumentation. 

• Die Dokumentation muss sowohl die derzeitigen als auch die in Zukunft in Betracht kommenden Lieferanten umfassen.

Das Unternehmen hat die direkten Lieferantenbeziehungen korrekt zu steuern. Es ist verboten, die Sorgfaltspflichten 
gegenüber direkten Lieferanten zu umgehen. Für einen umfassenden Überblick über die Stufen der Lieferkette und 
die Anforderungen an die umgesetzten Sorgfaltspflichten siehe Kapitel 2.

Dokumentation von Produkten

•  Alle textil- und lederhaltigen Erzeugnisse sind bei der Risikoanalyse zu berücksichtigen. Geeignete Massnahmen 
zur Beseitigung und Reduzierung von Risiken sind vom Unternehmen zu bewerten und festzulegen.

•  Produkte und ihre Rohstoffe müssen auf ihre menschenrechtsbezogenen- und umweltrelevanten Risiken hin  
untersucht werden. Typische Risiken in der Lieferkette von Textilien und Leder sind z.B. Überstunden, hoher  
Wasserverbrauch und Energiebedarf für eine Vielzahl von Produktionsprozessen, um nur einige zu nennen.  
Eine systematische Dokumentation muss durchgeführt werden, die alle Erkenntnisse über Produkte und deren  
Rohstoffe enthält.

Dokumentation der Beschaffungspraktiken

• Das Unternehmen muss seine verantwortungsvollen Einkaufspraktiken dokumentieren.

•  In dieser Dokumentation soll berücksichtigt werden, dass das Beschaffungsmodell des Unternehmens einen 
erheblichen Einfluss auf das Risiko von Schäden in der Lieferkette des Unternehmens hat. Das Vorhandensein 
vieler Lieferanten kann die potenziellen Risiken erhöhen. Indirekte Beschaffung kann die effektiven Einfluss- und 
Kontrollmöglichkeiten verringern. Häufig wechselnde Lieferanten können die Fähigkeit des Unternehmens  
beeinträchtigen, Schäden in seiner Lieferkette zu erkennen, zu verhindern oder zu mindern.
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4.2.2.4  Einbeziehung von Interessengruppen

Die Risikobewertung erfolgt in Zusammenarbeit mit:

• Multi-Stakeholder-Initiativen (z. B. Partnerschaft für nachhaltige Textilien, OECD-Foren, usw.)

• dem Beirat des Unternehmens 

• Potenziell betroffenen und besonders gefährdeten Interessengruppen

4.2.2.5   Risk Assessment Analysis

Auf der Grundlage der dokumentierten Risiken im eigenen Betrieb und in der Lieferkette des Unternehmens muss 
eine umfassende Risikoanalyse durchgeführt werden.

Dokumentationen Dritter von internationalen Organisationen, Multi-Stakeholder-Initiativen und NGOs sind  
ebenfalls zu berücksichtigen (z. B. Jahresberichte über die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, 
UNICEF, IUTC Global Rights Index usw.).

Die Risikoanalyse wird zunächst nach Ländern, dann nach Lieferanten und schliesslich nach Produkten und  
Einkaufspraktiken durchgeführt:

• Verursacht das Unternehmen schädliche Auswirkungen oder könnte es sie verursachen?

• Trägt das Unternehmen zu nachteiligen Auswirkungen bei?

•  Stehen die schädlichen Auswirkungen in direktem Zusammenhang mit den Tätigkeiten, Produkten oder  
Dienstleistungen des Unternehmens?

•  Gibt es potenzielle oder bestehende schädliche Auswirkungen im Zusammenhang mit dem Geschäftsmodell oder 
den Einkaufspraktiken?

Die ermittelten Risiken müssen nach Schweregrad, Eintrittswahrscheinlichkeit und Abhilfemöglichkeiten kategorisiert 
werden. Anhand dieser Kriterien müssen die Risiken in eine Reihenfolge gebracht werden.

Nach der Priorisierung der Risiken müssen die zu treffenden Massnahmen entsprechend den SMART-Kriterien  
(spezifisch, messbar, erreichbar, realistisch und zeitgebunden) definiert werden. Die Integration geeigneter 
Massnahmen (Kapitel 4.3) muss auf der Grundlage der SMART-Ziele erfolgen.

4.2.2.6 Häufigkeit und die “sich verändernde” Natur des Risikos

Das Unternehmen muss die allgemeine Risikobewertung als einen fortlaufenden und kontinuierlichen Prozess 
durchführen, der die sich entwickelnde Charakteristik der Industrie widerspiegelt. Sich ändernde Umstände (z. B. 
neue Lieferanten, neu auftretende Risiken in einem bestimmten Land usw.) sind im Rahmen des verantwortlichen 
Geschäftsprozesses unverzüglich zu bewerten. Die bestehenden Auswirkungen der Geschäftsaktivitäten werden 
durch ein jährliches Compliance-Audit sowie anlassbezogen bewertet.
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4.3 Integration geeigneter Massnahmen
Im Anschluss an die Risikoanalyse werden ausserdem die Daten aus dem Beschwerdeverfahren (Kapitel 4.6) an die 
entsprechenden Geschäftsbereiche und die damit verbundenen Prozesse weitergeleitet und von diesen  
berücksichtigt. Dies umfasst Massnahmen zur Verhinderung, Abschwächung und Beendigung negativer  
Auswirkungen. Es sind Massnahmen nach SMART-Kriterien zu implementieren, um die negativen Auswirkungen  
des Unternehmens - innerhalb des Unternehmens und der gesamten Lieferkette - kontinuierlich zu reduzieren. 

4.3.1 Handlungsprinzipien

•  Unternehmen und direkte Lieferanten: 
Das Unternehmen muss unverzüglich Massnahmen ergreifen, um frühere, aktuelle oder drohende Risiken, die im 
eigenen Betrieb oder bei direkten Lieferanten festgestellt wurden, zu beseitigen.

•  Wenn die Risikoverletzung durch einen direkten Lieferanten nicht in absehbarer Zeit behoben werden kann, 
muss das Unternehmen einen Plan zur umgehenden Beendigung oder Minimierung der Verletzung erstellen.

•  Das Konzept muss in Zusammenarbeit mit dem nicht konformen Lieferanten entwickelt werden. Dabei sind 
die folgenden Kriterien zu berücksichtigen:

• Der Plan muss einen klaren Zeitrahmen enthalten. 

•  Einflussnahme und Druck auf den Lieferanten sollten durch den Zusammenschluss mit anderen  
Unternehmen und/oder die Nutzung von Brancheninitiativen und -standards ausgeübt werden

•  Die Geschäftsbeziehung sollte ausgesetzt werden, bis die Massnahmen zur Risikominderung umgesetzt sind.

•  Eine Beendigung der Geschäftsbeziehung mit dem betreffenden Lieferanten darf nur dann in Betracht 
gezogen werden, wenn:

• Der Verstoss als sehr schwerwiegend definiert wird.

• Die Abhilfemassnahmen die Situation nicht im festgelegten Zeitrahmen verbessert.

• Das Unternehmen bereits alle Möglichkeiten zur Beendigung der Beeinträchtigung ausgeschöpft hat.

• Die Einflussnahme keine Aussicht auf Erfolg hat.

• Indirekte Lieferanten:

•  Indirekte Lieferanten müssen in gleicher Weise wie das Unternehmen und die direkten Lieferanten  
Sorgfaltspflichten übernehmen.

•  Unabhängig davon, ob die Risiken bei indirekten Lieferanten durch die Risikoanalyse, den Beschwerde-
mechanismus oder fundierte Kenntnisse aufgedeckt werden, sind sie entsprechend der Prioritätenliste zu 
behandeln.

•  Generell: 
Unabhängig von den im Unternehmen oder bei den direkten und indirekten Zulieferern festgestellten Risiken sind 
Ziele und Massnahmen nach SMART Kriterien zu definieren, um Risiken zu vermeiden oder zu vermindern. Bei der 
Entwicklung geeigneter Massnahmen sind die folgenden Grundsätze zu berücksichtigen:

•  Entscheidungsfindung, Bereitstellung von Ressourcen und Überwachungsprozesse: Die verantwortliche(n) 
Person(en) muss (müssen) über die Kompetenz, die Befugnis und die Ressourcen zur Durchführung der  
festgelegten Massnahmen verfügen.
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• Die Zuständigkeiten der benannten Person(en) in Bezug auf die Lieferkette umfassen: 

•  Festlegung der Implementierungsebenen und geeigneter Massnahmen im Unternehmen, bei den direk-
ten Geschäftspartnern und in der (nach- und vorgelagerten) Lieferkette (Kapitel 2).

• Kontinuierliches Arbeiten an einer vertieften Umsetzung. 

•  Festlegung eines Verhaltenskodex für Geschäftspartner in Bezug auf Menschenrechte und  
Umweltschutzanforderungen.

•  Kommunikation der Anforderungen an Geschäftspartner/Produzenten entsprechend der  
Implementierungsebene.

• Einholen von Nachweisen aller Anforderungen von allen Geschäftspartnern/Produzenten:

• Empfangsbestätigungen

• Vereinbarungen

• Genehmigungen

• Massnahmen ergreifen, unabhängig von der Ursache, dem Beitrag oder der Beteiligung am Verstoss.

• Handeln gemäss der Fähigkeit, die Lieferkette zu beeinflussen und die negativen Auswirkungen zu beseiti-
gen.

• Verwendung qualitativer und quantitativer Indikatoren für Entscheidungen über die operative Umsetzung.

Die Wirksamkeit der SMART-Ziele / Abhilfemassnahmen sind jährlich zu überprüfen (Kapitel 4.4). Erwartet das 
Unternehmen eine deutlich erweiterte Risikosituation im eigenen Betrieb oder bei direkten Lieferanten, müssen 
Ad-hoc-Überprüfungen hinzugefügt werden.

4.3.2 Implementierung von Massnahmen

Die Umsetzung der gewählten Massnahmen muss festgelegt und überprüft werden (Kapitel 4.4), wo immer dies 
möglich ist. Die Umsetzung der Massnahmen muss durch direkte Geschäftspartner erfolgen. Massnahmen für 
 indirekte Lieferanten müssen in Abstimmung mit den direkten Lieferanten umgesetzt werden. Bei der Überprüfung 
der indirekten Lieferanten sollte der Fokus auf strategisch relevanten Zwischenhändlern und Lieferanten liegen.

•  Der Einfluss des Unternehmens auf die Lieferkette muss durch vertragliche Vereinbarungen der Stufe 1 zwischen 
dem Unternehmen und dem direkten Lieferanten gefestigt werden, die sicherstellen, dass der Lieferant die  
Menschenrechts- und Umweltanforderungen einhält (Geschäftspolitik, Verhaltenskodex für Lieferanten)

• Das Unternehmen muss einen Verhaltenskodex für Lieferanten aufstellen 

•  Der Lieferant muss diese Anforderungen mit allen anderen Lieferanten entlang seiner Lieferkette über eine 
Weitergabeklausel absprechen. Als Mindestanforderung müssen die direkten und indirekten Zulieferer und/oder 
Auftragnehmer die Grundsatzerklärung des Unternehmens unterzeichnen (Abb. 1).

• Das Unternehmen muss:

• Schulungsveranstaltungen mit den betreffenden Mitarbeitern durchführen

• Anreize schaffen für die Hersteller, die Anforderungen zu erfüllen 

•  Die Beschaffungspraktiken unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Risikobewertung und der ermittelten 
Auswirkungen anpassen

• Regelmässig interne Beschaffungsdaten sammeln und analysieren, um die Beschaffungspraktiken anzugleichen.

• Geeignete Massnahmen ergreifen, um negative Auswirkungen der Einkaufspraktiken zu vermeiden

• Als letztes Mittel: Die Geschäftsbeziehungen abbrechen

Kapitel 4: Sorgfaltspflicht�im�Unternehmen:� 
Die 6 Grundsätze für  
verantwortungsvolles Handeln



Edition 01.2023 24 | 51

4.4 Kontinuierliche Überwachung
Das Unternehmen muss die Umsetzung von Massnahmen zur Beendigung, Verhinderung und Abschwächung der 
negativen Auswirkungen der Geschäftstätigkeit des Unternehmens in der gesamten Lieferkette überwachen.

Eine Folgenabschätzung muss die Wirksamkeit der Massnahmen und die Unterstützung bei der Beseitigung  
negativer Auswirkungen bewerten.

4.4.1 Grundsätze der kontinuierlichen Überwachung

Die folgenden Indikatoren müssen bei der Bewertung der SMART-Ziele berücksichtigt werden:

• Qualitative und quantitative Prüfung der Massnahmen (z. B. durch Umfragen, Audits usw.).

• Bewertung von Geschäftsbeziehungen im Hinblick auf den Verhaltenskodex für Lieferanten und Weitergabeklauseln.

• Einbeziehung oder Konsultation potenziell betroffener Interessengruppen (z. B. Gewerkschaften).

• Engagement in Multi-Stakeholder-Initiativen.

4.4.2 Implementierung der kontinuierlichen Überwachung

Je nach den umzusetzenden Massnahmen müssen deren Auswirkungen überprüft werden: 

• In der Einkaufspraxis

• In der Lieferkette (nachgelagert und vorgelagert, wie in Kapitel 2 definiert).

Für beide Aktionsbereiche ist eine einheitliche Dokumentation zu erstellen: 

• Bewertung der SMART-Ziele

• Datenerhebung zu den verbesserten Massnahmen
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4.5 Transparente Kommunikation
Um eine transparente Kommunikation zu gewährleisten, muss das Unternehmen seine Sorgfaltspflicht  
(einschliesslich Risikoanalyse, Beschwerden und Massnahmen zur Behebung potenzieller und tatsächlicher negativer 
Auswirkungen) gegenüber den Interessengruppen öffentlich kommunizieren. Die Dokumentation muss fortlaufend und 
kontinuierlich erfolgen, mindestens jährlich.

4.5.1 Grundsätze der Kommunikation

Die Berichterstattung über die durchgeführten Sorgfaltspflichtmassnahmen muss Folgendes umfassen:

•  Überblick über die im Rahmen der Risikobewertung analysierten Risiken, die für das Unternehmen am wichtigsten 
sind, wie die Priorisierung vorgenommen wurde und wie das Unternehmen mit diesen Risiken umgeht 
(detaillierte Liste der Risiken siehe 4.2.2).

•  Überblick über etwaige Menschenrechts- oder Umweltverstösse und was das Unternehmen unternommen hat, 
um seinen Sorgfaltspflichten nachzukommen.

•  Überblick über Vorfälle oder Risiken, die im Rahmen des Beschwerdemechanismus eingegangen sind, und wie mit 
ihnen umgegangen wurde.

• Dokumentation, wie das SMART-Ziel auf seine Wirkung und Effektivität hin bewertet wurde.

• Auswirkungen auf künftige Massnahmen.

•  Überblick über das System der verantwortungsvollen Unternehmensführung des Unternehmens und Erläuterung, 
wie der Due-Diligence-Prozess in die Entscheidungsfindung einbezogen wird.

•  Erläuterung, wie das Unternehmen plant, Schäden im eigenen Betrieb und in der Lieferkette (nach- und  
vorgelagert, siehe Kapitel 2) zu verhindern oder zu mindern.

• Erläuterung des Beschwerdemechanismus des Unternehmens und des Verfahrens zur Wiedergutmachung.

• Informationen über das Engagement des Unternehmens gegenüber seinen Stakeholdern.

•  Jegliche Kommunikation muss anonymisiert werden und darf keine Details über Interessengruppen, Mitarbeiter 
oder vertrauliche Geschäftsbereiche enthalten. Betroffene Interessengruppen dürfen nicht blossgestellt werden. 
Sie darf konkrete Beispiele und Fälle enthalten, die das Unternehmen behandelt hat.

4.5.2 Umsetzung der Kommunikation 

•  Die Berichterstattung erfolgt auf jährlicher Basis und muss innerhalb von vier Monaten nach Ende des 
Geschäftsjahres verfügbar sein.

• Sie muss 7 Jahre lang unentgeltlich aufbewahrt werden und verfügbar sein.

• Der Bericht muss auf der Website des Unternehmens verfügbar sein.

• Er muss für alle Interessierten zugänglich sein.

•  Das Dokument muss präzise, verständlich und durch ausreichende Informationen (z. B. konkrete Beispiele) leser-
freundlich sein.

•  Es kann eine eigenständige Mitteilung sein oder als integraler Bestandteil anderer Unternehmenskanäle 
veröffentlicht werden (z. B. Nachhaltigkeitsbericht).

• Die Anonymität gefährdeter Interessengruppen ist zu berücksichtigen und zu gewährleisten.

Hat das Unternehmen keine Menschenrechts- oder Umweltrisiken/-verstösse festgestellt oder analysiert, ist dies 
plausibel zu dokumentieren. Der Schutz von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen ist zu beachten.
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4.6 Zugang zu Abhilfemassnahmen
Das Unternehmen muss für Abhilfemassnahmen für alle nachteiligen Auswirkungen, die es verursacht oder zu  
denen es beigetragen hat, sorgen oder daran mitwirken. Zu diesem Zweck muss das Unternehmen einen Beschwerde- 
mechanismus einrichten. Der Beschwerdemechanismus stellt sicher, dass Verletzungen von Menschenrechten oder 
Umweltauflagen gemeldet werden können.

4.6.1 Grundsätze des Beschwerdemechanismus

•  Das Unternehmen muss einen eigenen (intern entwickelten) Beschwerdemechanismus einrichten oder mit einem 
externen Beschwerdemechanismus zusammenarbeiten, der die Wirksamkeitskriterien für nichtstaatliche,  
nichtgerichtliche Beschwerdemechanismen der UNGPs erfüllt (z. B. Mechanismen von Industrieverbänden).

• Das Unternehmen kann auch beide Mechanismen kombinieren, um mögliche Lücken zu schliessen.

•  Um die Kernkriterien der OECD-Leitlinien zu erfüllen (siehe OECD Due Diligence Guidance Textile and Footwear, 
Tabelle 8: Kernkriterien für einen Beschwerdemechanismus auf operativer Ebene und Beispielkomponenten), 
muss der Beschwerdemechanismus nach den folgenden Kriterien gestaltet sein:

•  Rechtmässig: Die Verfahren müssen fair, transparent, zugänglich und anonym sein. Der Beschwerdemechanismus 
wird in Absprache mit allen relevanten Interessengruppen entwickelt und aktualisiert.

•  Zugänglich: Der Beschwerdemechanismus muss für alle Personen zugänglich sein, die vom Einflussbereich 
des Unternehmens betroffen sind. Für diejenigen, die mit Zugangsbarrieren konfrontiert sind  
(z. B. Analphabetismus, Sprachbarrieren usw.), ist eine angemessene Unterstützung bereitzustellen.

•  Vorhersehbar: Das Unternehmen muss den internen Prozess für den Beschwerdemechanismus festlegen 
und transparent machen (z.B. organisatorische Anforderungen, Ansprechpartner, Bearbeitung, Zeitplan).

•  Gleichberechtigt: Das Unternehmen muss auf etwaige Machtungleichgewichte achten und einen  
gleichberechtigten Zugang zum Beschwerdemechanismus gewährleisten.

•  Transparent: Das Unternehmen muss die Existenz des Mechanismus und eines öffentlich zugänglichen, 
formalisierten Verfahrens für den Umgang mit Beschwerden bekannt machen. Die Mechanismen und 
Verfahren müssen den Mitarbeitern und allen potenziell betroffenen Interessengruppen (z. B. Lieferanten, 
Unterlieferanten usw.) mitgeteilt werden.

•  Kompatibel mit den Rechten: Das Unternehmen muss sicherstellen, dass die Ergebnisse und  
Abhilfemassnahmen mit den international anerkannten Menschenrechten vereinbar sind.

•  Eine Quelle des kontinuierlichen Lernens: Das Unternehmen muss Schlüsselindikatoren für die Nutzung 
neuer Erkenntnisse zur kontinuierlichen Verbesserung des Beschwerdemechanismus festlegen.

•  Dialogbasiert: Lösungen sollten im gegenseitigen Einvernehmen und nicht von oben nach unten entwickelt 
werden.

•  Wenn das Unternehmen an einem externen Beschwerdemechanismus teilnimmt, muss es den Schnittstellenprozess 
definieren (z. B. zuständige Person, Kommunikationsfluss usw.).

•  Das Unternehmen soll geeignete Massnahmen für den internen und externen Beschwerdemechanismus  
ergreifen, um berechtigten Beschwerden abzuhelfen (Kapitel 4.3) und seine Effizienz kontinuierlich zu  
überwachen (Kapitel 4.4).
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4.6.2 Umsetzung des Beschwerdemechanismus

Der Beschwerdemechanismus stellt sicher, dass Verstösse gegen menschenrechtliche oder umweltbezogene  
Verpflichtungen gemeldet werden können. Der Beschwerdemechanismus soll es nachteilig betroffenen Personen 
entlang der Lieferkette ermöglichen, dem Unternehmen über eingetretene Menschenrechtsverstösse oder  
Umweltrisiken zu berichten.

Wenn ein Risiko oder ein Verstoss gemeldet wird, muss das Unternehmen:

• Ein Verfahren zur gütlichen Einigung vorsehen.

•  Informationen über die Beschwerde öffentlich zugänglich machen und das Beschwerdeverfahren klar und  
detailliert beschreiben.

• Bekanntmachung der Verantwortlichkeiten der beauftragten Personen in jeder Phase der Beschwerde.

• Bestätigung des Empfangs der gemeldeten Informationen an den Beschwerdeführer.

• Erörterung des Sachverhalts mit dem Beschwerdeführer.

•  Gewährleistung der Anonymität des Beschwerdeführers in jeder Phase und Sicherstellung, dass der  
Beschwerdeführer keine Vergeltungsmassnahmen oder andere negative Folgen zu befürchten hat.

•  Ernennung einer unternehmensexternen Person zur Leitung des Verfahrens. Diese Person muss unparteiisch,  
unabhängig und nicht weisungsgebunden sein. Sie ist verpflichtet, über die Beschwerde Stillschweigen zu bewahren.

•  Die Wirksamkeit des Beschwerdemechanismus muss mindestens jährlich und immer dann, wenn eine Änderung 
der Risikobewertung zu erwarten ist (z. B., wenn ein neues Produkt eingeführt wird), überprüft werden.

Wenn das Unternehmen über ein Risiko oder einen Verstoss in Bezug auf einen indirekten Lieferanten informiert 
wird, muss es:

• Unverzüglich eine Risikobewertung für diesen indirekten Lieferanten durchführen (Kapitel 4.2).

• Präventivmassnahmen durchführen.

•  Einen Plan zur Beendigung der Geschäftsbeziehungen erstellen, wenn das Risiko nicht gemindert oder der  
Verstoss nicht behoben werden kann.

• Die Grundsatzerklärung aktualisieren, um dieses Risiko einzubeziehen.

Pic. 8 – Beschwerdemechanismus
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4.7 Klimabezogene Strategien
Modul 4.7 ermöglicht es Unternehmen, ihre Fortschritte auf dem Weg zu CO2-Emissionszielen darzustellen -  
Strategieentwicklung, Umsetzung und Zielerreichung.

Während sich die Umsetzung der Sorgfaltspflichten wie in den Kapiteln 4.1 bis 4.6 beschrieben auf die Umsetzung-
stiefe in der Lieferkette bezieht, verfolgt Modul 4.7 den Grad der Entwicklung und die Umsetzung einer Klimastrategie 
innerhalb des Unternehmens für die Treibhausgas-Emissionskategorien 1, 2 und 3.

Das OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Zertifikat ist nicht vom Erreichen einer bestimmten Stufe innerhalb des 
Moduls 4.7 abhängig. Modul 4.7 ist ein interner Massstab für den Fortschritt bei der Umsetzung einer Klimastrategie. 
Die Angabe von Informationen in Modul 4.7 ist freiwillig und hat keinen Einfluss auf eine Zertifizierung nach  
OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS.

Dieses eigenständige Modul unterstützt Unternehmen bei der freiwilligen Entwicklung und Umsetzung einer 
Klimastrategie im Zusammenhang mit dem Pariser Klimaabkommen. 

Um die Ziele des Pariser Klimaabkommens zu erreichen und den globalen Temperaturanstieg auf deutlich unter 2 °C 
zu begrenzen, sollten Unternehmen ihre Treibhausgasemissionen bis 2030 um 45 % (auf der Grundlage der UN) und 
bis 2050 auf netto null reduzieren.

Die Unterzeichnung der Fashion Industry Charter for Climate Action der Vereinten Nationen ermöglicht es den  
Unternehmen, mit anderen Unterzeichnern der Charta in Arbeitsgruppen zusammenzuarbeiten, vom Austausch mit 
Interessengruppen und Experten zu profitieren und grössere Fortschritte bei der Verwirklichung der Ziele zu erreichen.

Dieses Kapitel und die dazugehörigen Fragen im Fragenkatalog basieren auf folgenden Dokumenten:

• Übereinkommen von Paris

• Fashion Industry Charter for Climate Action der Vereinten Nationen 

• Playbook for Climate Action der Fashion Industry Charter for Climate Action der Vereinten Nationen

• Climate Protection Road Map des Bündnisses für nachhaltige Textilien

• Unternehmensstandard des Treibhausgasprotokolls (GHG Protocol)

• Science Based Target Guideline for Apparel and Footwear des World Resources Institute

• Carbon Disclosure Project (CDP)

Die aufgeführten Dokumente sollten für die Definition von Emissionsreduktionszielen und die Entwicklung und  
Umsetzung einer Klimastrategie herangezogen werden.
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•  Treibhausgas-Emissionskategorien 1, 2, 3  
Bei der Entwicklung einer Klimastrategie und der Festlegung von Messpunkten werden verschiedene Bereiche 
von Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) berücksichtigt und definiert. Das Modul “Klimabezogene  
Strategien” bezieht sich auf die Definition der THG-Emissionsbereiche des Greenhouse Gas Protocol - Corporate 
Standard:

•  Emissionskategorie 1: (direkte THG-Emissionen) 
 Direkte Treibhausgasemissionen aus Quellen, die dem Unternehmen gehören oder von ihm kontrolliert 
werden (z. B. aus Fahrzeugen, Prozessanlagen, Heizkesseln usw.).

•  Emissionskategorie 2: (indirekte Emissionen aus dem Stromverbrauch) 
 Alle Emissionen, die durch die Erzeugung des vom Unternehmen gekauften und verbrauchten Stroms  
verursacht werden.

•  Emissionskategorie 3: (indirekte Emissionen) 
 Sie stammen aus allen Quellen, die nicht dem Unternehmen gehören oder von ihm kontrolliert werden und 
die mit der vor- und nachgelagerten Wertschöpfungskette zusammenhängen. Emissionskategorie 3 spiegelt 
die in Scope 1&2 verursachten Emissionen der Produzenten in der Lieferkette wider.

•  Festlegung der Ausgangssituation: 
Zunächst muss ein  Berichterstattungsrahmen für die Betrachtung und Messung der Emissionen festgelegt 
werden. Um die Vergleichbarkeit im Laufe der Zeit zu gewährleisten, sollte der gewählte Ansatz nicht geändert 
werden.

•  Equity-share Ansatz:  
Die Emissionen werden im Verhältnis zu dem Anteil, den ein Unternehmen an einer Anlage betreibt oder 
besitzt, betrachtet und gemessen. Wenn ein Unternehmen zum Beispiel 50 % einer Anlage besitzt, werden 
nur 50 % der Gesamtemissionen gezählt.

•  Kontroll-Ansatz  
Alle Emissionen aus Tätigkeiten, für die das Unternehmen verantwortlich ist oder über die das Unternehmen 
die Kontrolle hat, werden berücksichtigt.

•  Verantwortung: 
Eine oder mehrere verantwortliche Person müssen bestimmt werden, die die betrieblichen Daten ermitteln. Um 
Fehler zu vermeiden, sollten diese Verantwortlichkeiten beibehalten werden. Ggf.müssen weitere notwendige 
Verantwortlichkeiten im Unternehmen festgelegt werden.

•  Messung: 
Der Corporate Accounting and Reporting Standard des Greenhouse Gas-Protocol bietet Anleitungen zur  
Ermittlung von Treibhausgas-Emissionsinventaren für alle drei Emissionskategorien.

•  Emissionskategorien müssen festgelegt werden. Der Schwerpunkt kann sich je nach Unternehmenstyp 
unterscheiden:

• Marken und Einzelhändler - Emissionskategorie 3 (Lieferkette)

• Konfektionsbetriebe (Zuschnitt und Nähen) - Emissionskategorie 1 and 2

•  Die Gewährleistung von Transparenz und Zusammenarbeit in der Lieferkette ist von entscheidender 
Bedeutung für die Ermittlung der Gesamtemissionen sowie der Emissionen auf Produkt- und Anwendungs-
bereichsebene. Realistische Emissionsdaten können abgebildet und als Bezugspunkt für die Reduzierung von 
THG-Emissionen verwendet werden.

• Treibhausgasemissionen sollten monatlich gemessen werden (mindestens vierteljährlich). 

•  Die über einen 12-Monats-Zeitraum gemessenen Daten sollen als  Grundlage für den Vergleich mit den  
nachfolgenden 12-Monats-Zeiträumen verwendet werden.
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Emissionskategorie 1 & 2: Definieren, Identifizieren, Messen:

• Verantwortlichkeiten müssen festgelegt werden.

• Alle Standorte definieren, deren Emissionen gemessen werden müssen.

• Betriebsdaten für alle Standorte ermitteln:

•  Was wird verbraucht?  
Erdgas, Öl, Strom, Kühlmittel, etc. -> siehe auch Einkaufsbelege, Verlustmengenkonto (z.B. für Kühlmittel)

• Welcher CO2-Faktor muss pro Energieträger berücksichtigt werden?

• Grösse / Quadratmeter des Standorts, Büros, Lagers usw.

• Zeitraum der Datenerhebung festlegen

• Verwaltungssysteme und Instrumente für die Datenerhebung einrichten.

Emissionskategorie 3: Identifizieren, Messen

Zusätzlich zu allen vor- und nachgelagerten Aktivitäten umfasst Emissionskategorie 3 beispielsweise den Transport 
von Endprodukten zum Endkunden, die Nutzungsphase des Produkts und die End-of-Life-Behandlung.  
Die für diesen Bereich einzubeziehenden Daten sind umfangreich und die relevanten Daten werden anders als für 
Scope 1 und 2 bestimmt.

Das Unternehmen kann zwischen vier Möglichkeiten zur Berechnung der Emissionen für gekaufte Waren und  
Dienstleistungen wählen:

•  Lieferantenspezifisch: 
Daten werden auf Produktebene über alle beteiligten Prozessschritte hinweg erfasst, von der Rohstoffgewinnung 
bis zum fertigen Produkt.

•  Hybrid: 
Kombination aus verschiedenen Datenerfassungsmethoden und -quellen: Sammeln von Daten aus bekannten 
Quellen  (z. B. pro Prozessschritt) und Ergänzung fehlender Daten aus Ökobilanzdatenbanken.

•  Mittelwert: 
Verwendung von Durchschnittsdaten. Beispiel: Bewertung/Ermittlung von  Emissionen nach deren Masse (oder 
einer anderen relevanten Einheit) der gekauften Waren oder Dienstleistungen, durch Verwendung externer 
Quellen (wie bspw. Quantis WALDB).

•  Ausgabenbasiert: 
Verwendung von  Daten zu Emissionsfaktoren aus externen Datenquellen (z.B. Quantis WALDB). Grundlage  
hierfür ist  der wirtschaftliche Wert der eingekauften Güter und Dienstleistungen, der mit dem Emissionsfaktor 
des jeweils verwendeten Materials/Prozesses multipliziert wird.

Berichterstattung

Je nachdem, ob ein Unternehmen die UN Fashion Charter for Climate Action unterzeichnet hat, gibt es verschiedene 
Möglichkeiten der Berichterstattung.

•  Unterzeichner der Charta verpflichten sich, in Anlehnung an das Carbon Disclosure Project (CDP) über ihre  
Ausgangssituation und ihre Fortschritte zu berichten.

•  Auch wenn ein Unternehmen die Charta nicht unterzeichnet hat, sollte es in seinem Nachhaltigkeitsbericht und/
oder auf seiner Unternehmenswebsite öffentlich über seine Ziele und Fortschritte berichten. Das CDP oder die 
Global Reporting Initiative (GRI) können als Leitfaden für die Berichterstattung verwendet werden.
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5 Verifi zierungs- und Zertifi zierungsprozess

Der OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Prozess hängt von der Zielsetzung ab: Vollzertifi zierung oder 
Durchführung einer Selbstbewertung einschliesslich eines nicht verifi zierten Berichts. 

5.1 OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Zertifi zierung 
Während des Zertifi zierungsprozesses prüft der Auditor, welche Stufe der Lieferkett e das Unternehmen mit seinen 
dokumentierten und integrierten Sorgfaltspfl ichten glaubhaft erreicht hat. Dementsprechend wird die Zertifi zierung 
die erreichte Zertifi zierungsstufe widerspiegeln.

5.2 Antragsstellung

•  OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Anträge können über das Antragsformular auf der OEKO-TEX® Website 
heruntergeladen werden.

•  Das Antragsformular muss vom Kunden ausgefüllt und an das gewünschte OEKO-TEX® Prüfi nstitut eingereicht 
werden.

• Nach Eingang des Antrags erstellt und versendet das ausgewählte OEKO-TEX® Prüfi nstitut das Angebot.

•  Sobald das Angebot vom Kunden angenommen wurde, stellt das OEKO-TEX® Prüfi nstitut den Login für die 
Selbstbewertung auf der Platt form zur Verfügung.

Pic. 12 – Antragsprozess

RESPONSIBLE 
BUSINESS 
Zertifizierung

Ausfüllen eines 
Antragsformulars auf der 
OEKO-TEX® Website

•  Online-Fragebogen zur 
Selbstbeurteilung.

•  Einreichen der 
Selbsteinschätzung bei dem 
gewählten Institut.

•  Bereitstellung eines 
ungeprüften Berichts.

Entscheidung:
•  Zertifi zierungsverfahren 

oder Selbsteinschätzung 
mit ungeprüftem Bericht.

• Audit / Vor-Ort-Besuch

•  Überprüfung der Daten 
durch Prüfer / Institut

•  Ausstellung eines 
Berichts & Zertifi kats

Selbstbewertung inkl. 
eines nicht 
verifizierten Berichts

oder

1 2 3 4

Antragstellung Selbstbewertung Evaluierung & Audit Zertifikat & 
geprüfter Bericht
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5.3 Selbstbewertung
•  Die Informationen, die das Unternehmen in der Bewertung zur Verfügung stellt, bilden die Grundlage für die 

ungeprüfte oder geprüfte Bewertung und mögliche Zertifizierung.

• Arten von Bewertungsfragen:

• Basis: obligatorische Fragen, die vom Unternehmen zu beantworten sind

•  Ausschlusskriterien: Mindestanforderungen, um für die OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Zertifizierung  
qualifiziert zu sein. Wenn die Ausschlusskriterien nicht erfüllt sind, wird im Bericht darauf hingewiesen, dass  
bestimmte Ausschlusskriterien nicht erfüllt sind.

•  Nach Abschluss der Selbstbewertung und Erhalt der Dokumente seitens des Instituts, erstellt das Institut einen 
ungeprüften Bericht. Auf der Grundlage des ungeprüften Berichts kann das Unternehmen entscheiden, ob es 
weitere Sorgfaltspflichten erfüllen oder mit dem Zertifizierungsprozess fortfahren möchte (einschliesslich Audit 
und Datenüberprüfung).

5.4 Audit und Verifizierung
•  Das Audit und die Datenüberprüfung werden nur durchgeführt, wenn das Unternehmen die OEKO-TEX®  

RESPONSIBLE BUSINESS Zertifizierung beantragt.

• Das Audit- und Zertifizierungsverfahren umfasst:

• Verifizierung der vom Kunden gelieferten Daten

•  Weitere Verpflichtungen und Empfehlungen, die vom Prüfer identifiziert und im Bericht mitgeteilt werden.

• Die Bedingungen für die Rechte der Prüfer und das Prüfverfahren richten sich nach den Nutzungsbedingungen.

•  Da die Zertifizierung jährlich zu validieren ist, führt das ausgewählte Institut alle 12 Monate ein Konformitätsaudit 
durch. Für die Konformitätsprüfungen muss das Unternehmen alle bestehenden Bewertungsdaten auf der  
speziellen Datenplattform aktualisieren und alle ungültigen Dokumente entfernen und gegebenenfalls neue  
Dokumente hinzufügen.

Kapitel 5: 
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5.5 Abschlussbericht und Zertifikat
Je nachdem, ob der Kunde die OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Zertifizierung (Kapitel 5.4)  oder nur die  
Selbstbewertung (Kapitel 5.3) gewählt hat, erhält das Unternehmen einen verifizierten Bericht und ein Zertifikat 
oder nur einen nicht verifizierten Bericht.

5.5.1. Geprüfter Bericht und Zertifikat

• Nach erfolgreichem Abschluss des Audits erstellt das OEKO-TEX® Institut einen verifizierten Bericht und ein Zertifikat.

•  Die Bedingungen für die Gültigkeitsdauer, die Erneuerung und den eventuellen Entzug des Zertifikats richten sich nach 
den Nutzungsbedingungen.

•  Mit der Ausstellung eines OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Zertifikats erhält der Zertifikatsinhaber eine  
Lizenz zur Verwendung des entsprechenden OEKO-TEX® Labels. Mit der Lizenz wird dem Unternehmen das Recht 
eingeräumt, das OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Label für die Kommunikation zu verwenden (Kapitel 3.3)

• Das Zertifikat wird das erreichte Niveau der jeweiligen Sorgfaltspflicht widerspiegeln.

• Das Zertifikat gibt an, ob und welche Stufe im optionalen Modul 4.7 (Klimabezogene Strategien) erreicht wurde.

5.5.2 Ungeprüfter Selbstbewertungsbericht

• Ein Unternehmen, das sich nur für die Selbstbewertung entscheidet, erhält einen ungeprüften Bericht.

•  Der nicht verifizierte Selbstbewertungsbericht kann nur zur Selbstbewertung verwendet werden. Es wird deutlich 
darauf hingewiesen, dass der Bericht nicht von OEKO-TEX® verifiziert wurde und OEKO-TEX® daher keine 
Gewähr für die Richtigkeit der Daten übernimmt.

• Das Unternehmen darf keine Kommunikation über diesen Bericht betreiben (Kapitel 3.3)

OEKO-TEX Service GmbH  Genferstrasse 23,  CH-8002 Zurich

Certificate

Grundsatzerklärung

Risikoanalyse

 Einführung geeigneter        
Massnahmen

Kontinuierliche Überwachung

Transparente Kommunikation

Beschwerdemechanismus

Klimabezogene Strategien

Level 2

Level 3

Level 2

Level 1

Level 1

Level 2

Level 2

Pic. 13 – Illustratives Beispiel eines Zertifikats
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6 Rechtsbeziehung zwischen Kunde und OEKO-TEX® 

6.1 OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Dokument und Nutzungsbedingungen
Die OEKO-TEX® Nutzungsbedingungen (ToU) gelten für alle OEKO-TEX® Produkte (Anhang II). Die Nutzungsbedingungen finden Sie 
unter www.oeko-tex.com/allgemeine-nutzungsbedingungen.

Der Kunde muss die Nutzungsbedingungen unterschreiben.

6.2 Antrag
Grundlage für das Rechtsverhältnis zwischen dem Unternehmen und OEKO-TEX® ist ein Antrag (ToU Abschnitt 4).  
Das Unternehmen stellt bei einem OEKO-TEX® Prüfinstitut seiner Wahl einen Antrag (Anhang 1) auf Zertifizierung seines  
Unternehmens nach dem OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Standard.

6.3 Verhaltenskodex und Konformitätserklärung
Mit der Antragstellung verpflichtet sich das Unternehmen zur Einhaltung des OEKO-TEX® Verhaltenskodex (ToU Abschnitt 6.2). 
Das Unternehmen muss den OEKO-TEX® Verhaltenskodex unterschreiben.

Der OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Antragsteller unterschreibt eine Konformitätserklärung (ToU Abschnitt 6). Dieses 
Formular wird von OEKO-TEX® zur Verfügung gestellt und dem zuständigen Prüfinstitut vorgelegt.

6.4 Qualitätskontrolle
Es gelten die OEKO-TEX® Qualitätssicherungsmassnahmen (ToU Abschnitt 13). Die Qualität jedes OEKO-TEX® RESPONSIBLE 
BUSINESS Labels wird durch einen internen Validierungsprozess sichergestellt. 

6.5 Missbrauch und Entzug der Zertifizierung
Entzug und Missbrauch von Zertifikaten (ToU Punkt 7.5), Lizenzen und Regelungen für die Verwendung der OEKO-TEX® Marken 
(ToU Punkt 11) finden Anwendung. Der Zugang zum OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Dashboard kann widerrufen werden, 
wenn ein Kunde die OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Anforderungen nicht ordnungsgemäss erfüllt.

6.6 Drittparteien
Der Zertifikatsinhaber verpflichtet seine Partner vertraglich zur Einhaltung der Kennzeichenregeln und anderer Vorschriften 
(ToU Abschnitt 12.2) im Zusammenhang mit der Verwendung der OEKO-TEX® Marken sowie der OEKO-TEX® ToU. Verstösst ein 
Vertragspartner gegen die Kennzeichnungsregeln, muss der Zertifikatsinhaber den Partner zur Einhaltung der Kennzeichnungs-
regeln auffordern.

6.7 Haftungsausschuss
Im Rahmen des OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS Standard wird geprüft, ob Unternehmen die UN-Leitprinzipien für 
Wirtschaft und Menschenrechte (“UN-Leitprinzipien”) sowie die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen (OECD-Leitsätze) 
als Massstab bei der Herstellung, dem Transport und der Finanzierung ihrer Produkte, auch in Bezug auf ihre Lieferketten, anerkennen. 
Die Zertifizierung ist keine Garantie dafür, dass ein zertifiziertes Unternehmen diese Leitsätze tatsächlich einhält. Die Prüfung 
erfolgt auf der Grundlage der vom zertifizierten Unternehmen zur Verfügung gestellten Informationen und bezieht sich lediglich auf 
die Funktionsfähigkeit der Prozesse des Unternehmens, die die Einhaltung dieser Richtlinien gewährleisten. OEKO-TEX® übernimmt 
daher keinerlei Haftung dafür, dass die Produkte der zertifizierten Unternehmen tatsächlich in Übereinstimmung mit den  
UN-Leitprinzipien und den OECD-Leitsätzen hergestellt wurden. OEKO-TEX® übernimmt daher keine Gewähr dafür, dass das  
zertifizierte Unternehmen die UN-Leitprinzipien, die OECD-Leitsätze und/oder etwaige nationale oder internationale Sorgfaltspflicht- 
bestimmungen tatsächlich eingehalten hat und/oder dass bestimmte Produkte des zertifizierten Unternehmens tatsächlich in 
Übereinstimmung mit diesen Richtlinien oder Bestimmungen hergestellt worden sind. OEKO-TEX® übernimmt in diesem  
Zusammenhang keine Haftung. Im Übrigen gelten die Allgemeinen Nutzungsbedingungen von OEKO-TEX®, insbesondere Abschnitt 
17 (Haftung).

Kapitel 6: 
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Anhang 1: OEKO-TEX® Institute

Hohenstein Textile Testing Institute 
Schlosssteige 1 
74357 Bönnigheim 
Deutschland

E-Mail: info@hohenstein.com

Tel. +49 7143 271-0 
Fax +49 7143 271-51

https://www.hohenstein.com/en

Testex AG 
Schweizer Textilprüfinstitut 
Gotthardstrasse 61 
8002 Zürich 
Schweiz

E-Mail: zuerich@testex.com

Tel. +41 44 206 42 42

https://www.testex.com/en

Anhang 1:  
OEKO-TEX® Institute  
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Anhang 2: Kennzeichnungsregeln
Mit der Ausstellung eines OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS-Zertifikats erhält der Zertifikatsinhaber eine Lizenz 
zur Verwendung des entsprechenden OEKO-TEX® Labels.

Der OEKO-TEX® Labelling Guide umfasst Regeln und Richtlinien, die die Verwendung des OEKO-TEX® Markenzeichens 
und der OEKO-TEX® Labels regeln. Er definiert die Richtlinien für ein einheitliches Erscheinungsbild der  
OEKO-TEX® Etiketten. Er hilft Unternehmen, Marken, Einzelhändlern, Händlern und allen OEKO-TEX® Partnern bei 
der korrekten Verwendung des Labels und bei der Entwicklung von Marketingmaterialien, um die Bemühungen des 
Unternehmens zu kommunizieren.

https://www.oeko-tex.com/de/downloads

Anhang 3: Ausschlusskriterien

Anhang 2:  Kennzeichnungsregeln
Anhang 3:  Ausschlusskriterien

Frage Kapitel Ausschlusskriterien

11_x 4.1 Grundsatzerklärung Um die unternehmerische Sorgfaltspflicht in Bezug auf die Menschenrechte und die Umwelt zu 
erfüllen, muss verantwortungsbewusstes unternehmerisches Handeln (Responsible Business) in die 
Unternehmenspolitik und in die Managementprozesse eingebettet werden.

14_x,
16_x,
17_x,
14_x

Das Unternehmen hat eine Politik zu verfolgen, die die Verpflichtung zu  
verantwortungsbewusstem Handeln im eigenen Betrieb und in den Lieferketten beinhaltet.

13_x Das Unternehmen muss verantwortungsbewusstes unternehmerisches Handeln auf strategischer 
Ebene in den Managementprozessen verankern, so dass eine wirksame und effiziente  
Sorgfaltsprüfung auf allen Ebenen des Unternehmens möglich ist.

n/a Die in der Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung eingegangenen 
Verpflichtungen sind zu beschreiben.
Die folgenden Verpflichtungen und Inhalte sollen in die Grundsatzerklärung zur  
verantwortungsvollen Unternehmensführung aufgenommen werden:
• Verpflichtung zu:

19_x Inhalte einer  
verantwortungsvollen 
Grundsatzerklärung

•  Identifikation von Menschenrechtsverletzungen und Umweltrisiken im Sinne von § 2 des 
deutschen Lieferkettengesetzes (siehe Anhang 4)

18_c_x • Verantwortungsvollen Geschäftspraktiken: 

•  Im eigenen Geschäftsbetrieb, einschliesslich eigener Vertriebszentren und eigenem 
Einzelhandel

• Beim Transport bis zum Endkunden

•  Für Geschäftspartner in der Lieferkette und deren Unterauftragnehmer, einschliesslich 
einer Erklärung, ob die Vergabe von Unteraufträgen zulässig ist.
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Frage Kapitel Ausschlusskriterien

20_x •  Anwendbare Gesetze und internationale Abkommen gemäss den Risiken (Kapitel 4.2.2.1)

• Internationale Menschenrechtscharta:

• Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

• Internationaler Pakt über zivilrechtliche und politische Rechte

• Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

• Die acht grundlegenden Übereinkommen der ILO

• Minamata Übereinkommen über Quecksilber

• Stockholmer Übereinkommen über persistente organische Schadstoffe

• POPs Übereinkommen

•  Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung  
gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung

20_x Berücksichtigung der OECD-Risiken im Bekleidungs- und Schuhsektor  
(Kapitel 4.2.2.1 Risikobewertungsumfang).

20_b (Optional: Die im Pariser Abkommen zum Klimawandel festgelegten Ziele)

19_x • Die fünf Freiheiten des Tierschutzes:

• Freiheit von Hunger, Unterernährung und Durst

• Freiheit von Angst und Bedrängnis

• Freiheit von Hitzestress oder körperlichen Beschwerden

• Freiheit von Schmerzen, Verletzungen und Krankheiten

• Freiheit, normale Verhaltensmuster auszudrücken

19_x •  Sorgfaltspflichten zu den wichtigsten Risiken des Unternehmens in den eigenen Betrieben und in 
seinen Lieferketten

20_a_x •  Verantwortungsvolle Beschaffungspraktiken zur Vermeidung negativer Auswirkungen durch 
Beschaffung

20_a_x • Ernsthafte Einbeziehung der betroffenen Interessengruppen

20_a_x •  Anhörung und Behandlung aller Beschwerden gegen das Unternehmen, einschliesslich  
derjenigen über den eigenen Betrieb, sowie Ergreifen geeigneter Massnahmen

19_x •  Liste aller identifizierten Risiken, die auf der Grundlage einer regelmässigen Risikoanalyse  
aktualisiert wird.

18_a_x •  Beschreibung der Managementprozesse für verantwortungsvolle Unternehmensführung, in welchen 
beschrieben wird, wie die Kernelemente der Sorgfaltspflicht im Unternehmen verankert sind.

18_b_x •   Beschreibung der Einkaufspraktiken, die regelmässig auf der Grundlage einer Risikoanalyse 
aktualisiert werden

13_x Verankerung einer verantwortungsvollen Unternehmensführung im Unternehmen:

•  Die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung muss von der 
höchsten Unternehmensebene anerkannt und verabschiedet werden.
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107_x •  Die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung muss öffentlich  
verfügbar und leicht zugänglich sein, um vollständige Transparenz zu gewährleisten

14_x, 
15_x, 
34_x

•  Die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung muss allen  
Mitarbeitern, Zulieferern und anderen relevanten Dritten bekannt gemacht werden, um  
das Verantwortungsbewusstsein in den Lieferketten sicherzustellen.

12 •  Die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung wird unter  
Einbeziehung von massgeblichem internem und externem Fachwissen entwickelt.

102 •  Die Grundsatzerklärung zur verantwortungsvollen Unternehmensführung und die betroffene 
Lieferkette müssen jährlich überprüft werden, da sich potenzielle negative Auswirkungen, 
betriebliche Risiken und die Lieferkette weiterentwickeln können.

n/a 4.1.2.2 Verankerung von Managementprozessen für verantwortungsvolle Unternehmensführung in das 
Unternehmen:

32_x •  Das Unternehmen muss verantwortungsvolles Handeln als integralen Bestandteil der 
regulären Geschäftsprozesse implementieren und verantwortungsvolles Handeln in alle 
relevanten Entscheidungsprozesse einbeziehen.

21_x •  Das Unternehmen muss die notwendige Infrastruktur zur Gewährleistung einer effektiven, 
verantwortungsvollen Geschäftstätigkeit definieren, bereitstellen und aufrechterhalten:

•  Das Unternehmen muss internes und/oder externes Fachwissen bereitstellen, das für die 
Durchführung der unternehmerischen Sorgfaltspflicht verantwortlich ist (Mitarbeiter, Team, 
externe Parteien usw.).

21_x •  Es muss eine  verantwortliche kaufmännische verantwortliche Person (idealerweise intern,  
bei Kleinunternehmen ist jedoch eine externe Person möglich) benannt werden, die über 
Fachkenntnisse in diesem Bereich verfügt. 

• Diese Person wird als “zuständiger Unternehmensverantwortlicher” bezeichnet.

•  Das verantwortliche Handeln muss nicht die einzige Aufgabe dieser Person sein, aber es 
muss sichergestellt werden, dass diese Person ausreichend Zeit hat, sich mit der  
Sorgfaltspflicht in der Lieferkette zu beschäftigen. Je nach Grösse des Unternehmens sind 
weitere Verantwortliche auf den verschiedenen Managementebenen und über Teams und 
Geschäftsbereiche hinweg zu benennen.

(21_x) , 
26_x

•  Es muss eine verantwortliche Person benannt werden, die:

• über ein umfassendes Verständnis der internationalen Verträge zu Menschenrechten

• sowie Umwelt und Klima verfügt.

28_x •  alle verantwortlichen Geschäftstätigkeiten,im Rahmen der Implementierung der Sorgfalts- 
pflichten koordiniert, insbesondere wenn eine Delegierung von Aufgaben vorgesehen ist.

28_x, 
32_x

•  Leitet die operative Umsetzung der Geschäftsprozesse verantwortlicher Unternehmens-
führung und stellt sicher, dass verantwortungsbewusstes Handeln in allen Bereichen der 
Unternehmenstätigkeit umgesetzt wird. Dazu gehört auch die Entwicklung und Umsetzung 
geeigneter Beschaffungsstrategien und Einkaufspraktiken. Diese Befugnis sollte Mitarbeitern 
erteilt werden, die durch ihre Entscheidungen Risiken beeinflussen können. Kommunikation, 
Informationsaustausch und Dokumentation in Bezug auf bestimmte Risiken und  
Entscheidungen spielen eine wesentliche Rolle und sollen ermöglicht werden.
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17_x •  Stellt sicher, dass die Mitarbeiter angemessen geschult werden und Anreize erhalten, um die 
Unternehmensrichtlinien für verantwortungsvolles Handeln einzuhalten.

21_x •  Ist dafür verantwortlich, dass die Lieferketten abgebildet werden können (muss z. B. sicher-
stellen, dass Systeme oder Methoden eingerichtet werden, die eine transparente Abbildung 
der Lieferkette ermöglichen usw.)

32_x, 
25_b_x, 
25_f_x

•  Steht in Kontakt mit Lieferanten und anderen Geschäftspartnern, um sicherzustellen, dass 
die Erwartungen und Richtlinien des Unternehmens für verantwortungsvolles Handeln erfüllt 
werden. Die Politik des verantwortungsvollen Handelns muss den Lieferanten und anderen 
relevanten Geschäftspartnern mitgeteilt und in schriftliche Vereinbarungen aufgenommen 
werden. Es müssen Schulungen angeboten werden, um sicherzustellen, dass die Politik des 
verantwortungsvollen Handelns verstanden und umgesetzt wird.

22_x •  Hat eine regelmässige Berichtspflicht (z. B. halbjährlich) gegenüber dem Vorstand und trifft 
sich regelmässig mit den Leitern der Abteilungen, die für die Lieferkette verantwortlich sind 
(z. B. Einkaufsabteilung, Produktmanagement, Qualitätsmanagement usw.)

28_x,
28_a_x

• Stellt sicher, dass die Risikoanalyse ordnungsgemäss durchgeführt wird (Kapitel 4.2).

92, 93_x,
95x, 96

•  Spricht Empfehlungen für geeignete Massnahmen aus (Kapitel 4.3), indem er einen Bericht 
erstellt, auf den sich Beschaffungsentscheidungen stützen. Der Bericht muss definierte  
Ziele, Zeitpläne, Meilensteine und die Ergebnisse der Risikobewertung enthalten.  
Bei Widersprüchen entscheidet das Management unter Berücksichtigung aller relevanten  
Informationen. Entscheidet sich das Management gegen die Empfehlung der  
verantwortlichen Person, ist die Begründung für die Entscheidung zu dokumentieren.

33_x,
34_x,
35_x

•  die Erstellung eines Verhaltenskodex für Lieferanten und die Aufnahme von  
verantwortungsvollem Handeln in vertragliche Vereinbarungen koordiniert (Kapitel 4.3)

27,
102

• den Prozess der kontinuierlichen Überwachung (Kapitel 4.4) verwaltet

27, 108 •  gewährleistet eine transparente Kommunikation des verantwortungsvollen  
unternehmerischen Handelns an alle Stakeholder (Kapitel 4.5).

(27), 29x • richtet den Beschwerdemechanismus ein und/oder überwacht ihn (Kapitel 4.6).

100_a_x •  Das Unternehmen muss ein Informationssystem zur Unterstützung der Sorgfaltspflicht  
entwickeln, das Informationen sammelt und die Entscheidungsfindung unterstützt.

99_x, 
2_C-G_7, 
81_x

•  Das Unternehmen muss angemessene Schulungen und Anreize für die Umsetzung der 
verantwortungsvollen Geschäftspolitik des Unternehmens und des Verhaltenskodex für 
Lieferanten bieten.

51, 4.2 Risikoanalyse •  Auf der Grundlage eines formalisierten Prozesses muss das Unternehmen potenzielle 
Risiken und tatsächliche negative Auswirkungen seiner eigenen Tätigkeiten und seiner 
Lieferkette ermitteln und nach Prioritäten einstufen. Dieser Prozess ist der Eckpfeiler aller 
Sorgfaltsmassnahmen.
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56_x •  In einem ersten Schritt führt das Unternehmen eine Untersuchung durch, um die grössten 
Risiken und negative Auswirkungen im eigenen Betrieb und in der Lieferkette zu ermitteln. 
Diese Bestandsaufnahme sollte es dem Unternehmen ermöglichen, die wichtigsten Risiken 
und Bereiche für eine weitere Bewertung zu priorisieren.

59_x, 
61_x

•  Ermittelte Risiken werden nach Schweregrad, Wahrscheinlichkeit und Abhilfemöglichkeiten 
bewertet. Sie sind entsprechend zu priorisieren.

52_x • Die Risikoanalyse muss mindestens einmal pro Jahr durchgeführt werden.

52_x •  Zusätzliche Risikoanalysen werden durchgeführt, wenn sich eine Risikosituation wesentlich 
verändert oder erweitert. Dabei sind Änderungen der Einkaufspraktiken, Länderrisiken, 
Produktänderungen usw. zu berücksichtigen.

77_a_x •  Die Ergebnisse der Risikoanalyse sind den zuständigen Entscheidungsträgern und dem  
Management rechtzeitig mitzuteilen.

40_x •  Die Risikoanalyse soll sicherstellen, dass die Geschäftsaktivitäten mit den international 
anerkannten Menschenrechten übereinstimmen als auch abbilden, welche umweltrelevanten 
Risiken zu berücksichtigen sind

43_a_x •  Jede Beschaffung, Fremdvergabe oder Unterauftragsvergabe von Produkten, Materialien 
oder Dienstleistungen muss kontrolliert werden, um sicherzustellen, dass alle gekauften 
Produkte/Dienstleistungen der Unternehmenspolitik hinsichtlich Menschenrechten und 
Umweltrisiken entsprechen.

44_x,
45_x

•  Das Unternehmen soll nachteilige Auswirkungen verhindern, indem es sie weder verursacht 
noch dazu beiträgt.

44_x, • Die Risiken sind nach Prioritäten zu ordnen, wobei Folgendes zu berücksichtigen ist:

•  Ist eine sofortige und gleichzeitige Behebung aller festgestellten Risiken nicht  
praktikabel, muss ein Unternehmen die Reihenfolge der Massnahmen nach der  
Wahrscheinlichkeit und Schwere der negativen Auswirkungen festlegen

60_x •  Das Unternehmen muss begründen, warum bestimmte Risiken Vorrang vor anderen haben.

50_x,  
70_x

•  Der Umfang der Risikobewertung muss das Unternehmen selbst und die Lieferkette um-
fassen (Kapitel 2). Der Umfang der Risiken muss die Auswirkungen auf die Menschenrechte 
sowie umweltbezogene Risiken beinhalten.

•  Es sind allgemeine und für die Bekleidungs-/Schuhbranche spezifische Risiken zu  
berücksichtigen:

58_x 4.2.2.3 Dokumentation 
der Risikobewertung

•  Menschenrechtsverletzungen, Umweltverstösse und andere Risiken der Textil- und  
Lederindustrie müssen entlang der Lieferkette ermittelt werden. Dies geschieht durch eine 
systematische Bewertung von Ländern und Lieferanten oder Produzenten (im Folgenden: 
Lieferanten) sowie von Produkten).

67_x Dokumentation der 
Länder, in denen  
die Beschaffung  
durchgeführt oder in  
Erwägung gezogen wird

•  Die Länder und Regionen aktueller oder potenzieller Beschaffungspartner müssen  
entsprechend den vor Ort geltendenen Gesetzen und Vorschriften bewertet werden.
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74_x •  Weichen beispielsweise die Arbeitsgesetze von den Kernübereinkommen der ILO ab und 
sollen Beschaffungspartner aus diesen Ländern und Regionen in Betracht gezogen werden, 
muss bei der Risikoanalyse ein besonderer Schwerpunkt auf Lieferanten aus diesen Ländern 
oder Regionen gelegt werden.

75_x Dokumentation der 
Länder, in denen die  
Beschaffung durch-
geführt oder in  
Erwägung gezogen wird

•  Dies soll durch Verträge geschehen, die Klauseln enthalten, die die relevanten Themen ansprechen. 
Vom Unternehmen durchgeführte Audits können die Sorgfaltspflicht weiter stärken.

46, 47_x, 
48_x, 
49_x

Dokumentation der 
Lieferantenliste

•  Alle Direktlieferanten müssen gelistet werden.

•  Alle indirekten Lieferanten bis zur Rohstoffproduktion sind auf der Grundlage der  
verfügbaren Informationen und der Risikoanalyse aufzulisten. Das Unternehmen kann  
externe Mapping-Tools verwenden oder ein eigenes erstellen. Der Schwerpunkt liegt auf 
einer transparenten Dokumentation. 

•  Die Dokumentation muss sowohl die derzeitigen als auch die in Zukunft in Betracht  
kommenden Lieferanten umfassen.

Das Unternehmen hat die direkten Lieferantenbeziehungen korrekt zu steuern. Es ist verboten, die 
Sorgfaltspflichten gegenüber direkten Lieferanten zu umgehen. Für einen umfassenden Überblick 
über die Stufen der Lieferkette und die Anforderungen an die umgesetzten Sorgfaltspflichten 
siehe Kapitel 2.

77_x Dokumentation von 
Produkten

•  Produkte und ihre Rohstoffe müssen auf ihre menschenrechtsbezogenen- und umweltrele-
vanten Risiken hin untersucht werden. Typische Risiken in der Lieferkette von Textilien und 
Leder sind z.B. Überstunden, hoher Wasserverbrauch und Energiebedarf für eine Vielzahl 
von Produktionsprozessen, um nur einige zu nennen

77_x •  Eine systematische Dokumentation muss durchgeführt werden, die alle Erkenntnisse über 
Produkte und deren Rohstoffe enthält.

38_x Dokumentation der  
Beschaffungspraktiken

• Das Unternehmen muss seine verantwortungsvollen Einkaufspraktiken dokumentieren

39_x •  In dieser Dokumentation soll berücksichtigt werden, dass das Beschaffungsmodell des 
Unternehmens einen erheblichen Einfluss auf das Risiko von Schäden in der Lieferkette des 
Unternehmens hat. Das Vorhandensein vieler Lieferanten kann die potenziellen Risiken 
erhöhen. Indirekte Beschaffung kann die effektiven Einfluss- und Kontrollmöglichkeiten  
verringern. Häufig wechselnde Lieferanten können die Fähigkeit des Unternehmens  
beeinträchtigen, Schäden in seiner Lieferkette zu erkennen, zu verhindern oder zu mindern.

64_x, 
65

4.2.2.4 Einbeziehung von 
Interessengruppen

• Die Risikobewertung erfolgt in Zusammenarbeit mit:

•  Multi-Stakeholder-Initiativen (z. B. Partnerschaft für nachhaltige Textilien,  
OECD-Foren, usw.)

• dem Beirat des Unternehmens 

• Potenziell betroffene und besonders gefährdete Interessengruppen

50_x 4.2.2.5 Analyse der 
Risikobewertung

•  Auf der Grundlage der dokumentierten Risiken im eigenen Betrieb und in der Lieferkette des 
Unternehmens muss eine umfassende Risikoanalyse durchgeführt werden.

62_x •  Dokumentationen Dritter von internationalen Organisationen, Multi-Stakeholder-Initiativen 
und NGOs sind ebenfalls zu berücksichtigen (z. B. Jahresberichte über die OECD-Leitsätze 
für multinationale Unternehmen, UNICEF, IUTC Global Rights Index usw.).
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61_x •  Die ermittelten Risiken müssen nach Schweregrad, Eintrittswahrscheinlichkeit und  
Abhilfemöglichkeiten kategorisiert werden. Anhand dieser Kriterien müssen die Risiken in eine 
Reihenfolge gebracht werden.

92_x •  Nach der Priorisierung der Risiken müssen die zu treffenden Massnahmen entsprechend den 
SMART-Kriterien (spezifisch, messbar, erreichbar, realistisch und zeitgebunden) definiert 
werden.

96, 97_x •  Die Integration geeigneter Massnahmen (Kapitel 4.3) muss auf der Grundlage der  
SMART-Ziele erfolgen.

54 4.2.2.6 Häufigkeit und die 
“sich verändernde” Natur 
des Risikos

•  Das Unternehmen muss die allgemeine Risikobewertung als einen fortlaufenden und  
kontinuierlichen Prozess durchführen, der die sich entwickelnde Charakteristik der Industrie 
widerspiegelt. Sich ändernde Umstände (z. B. neue Lieferanten, neu auftretende Risiken in 
einem bestimmten Land usw.) sind im Rahmen des verantwortlichen Geschäftsprozesses 
unverzüglich zu bewerten. Die bestehenden Auswirkungen der Geschäftsaktivitäten werden 
durch ein jährliches Compliance-Audit sowie anlassbezogen bewertet.

82_x 4.3 Integration  
geeigneter Massnahmen

•  Im Anschluss an die Risikoanalyse werden die Daten aus dem Beschwerdeverfahren  
(Kapitel 4.6) an die entsprechenden Geschäftsbereiche und die damit verbundenen Prozesse 
weitergeleitet und von diesen berücksichtigt. Dies umfasst Massnahmen zur Verhinderung, 
Abschwächung und Beendigung negativer Auswirkungen.

84_x,
92_x

•  Es sind Massnahmen nach SMART-Kriterien zu implementieren, um die negativen Aus-
wirkungen des Unternehmens - innerhalb des Unternehmens und der gesamten Lieferkette 
- kontinuierlich zu reduzieren.

78, 80_x 4.3.1 Handlungsprinzipien •  Das Unternehmen muss unverzüglich Massnahmen ergreifen, um frühere, aktuelle oder 
drohende Risiken, die im eigenen Betrieb oder bei direkten Lieferanten festgestellt wurden, zu 
beseitigen.

80_a_x •  Wenn die Risikoverletzung durch einen direkten Lieferanten nicht in absehbarer Zeit  
behoben werden kann, muss das Unternehmen einen Plan zur umgehenden Beendigung oder 
Minimierung der Verletzung erstellen:

• Das Konzept muss in Zusammenarbeit mit dem nicht konformen Lieferanten entwickelt werden. 

• Dabei sind die folgenden Kriterien zu berücksichtigen:

• Der Plan muss einen klaren Zeitrahmen enthalten. 

•  Einflussnahme und Druck auf den Lieferanten sollten durch den Zusammenschluss mit 
anderen Unternehmen und/oder die Nutzung von Brancheninitiativen und -standards 
ausgeübt werden

•  Die Geschäftsbeziehung sollte ausgesetzt werden, bis die Massnahmen zur  
Risikominderung umgesetzt sind.

•  Eine Beendigung der Geschäftsbeziehung mit dem betreffenden Lieferanten darf nur 
dann in Betracht gezogen werden, wenn:

• Der Verstoss als sehr schwerwiegend definiert wird.

• Die Abhilfemassnahmen die Situation nicht nach dem festgelegten Zeitplan beheben.

•  Das Unternehmen bereits alle Möglichkeiten zur Beendigung der Beeinträchtigung 
ausgeschöpft hat

• Die Einflussnahme keine Aussicht auf Erfolg hat.
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94_x,
98_x

59_x
60_x

• Indirekte Lieferanten:

•  Indirekte Lieferanten müssen in gleicher Weise wie das Unternehmen und die direkten 
Lieferanten Sorgfaltspflichten übernehmen.

•  Unabhängig davon, ob die Risiken bei indirekten Lieferanten durch die Risikoanalyse, 
den Beschwerdemechanismus oder fundierte Kenntnisse aufgedeckt werden, sind sie 
entsprechend der Prioritätenliste zu behandeln

82_x, 
92_x

•  Generell: 
Unabhängig von den im Unternehmen oder bei den direkten und indirekten Zulieferern 
festgestellten Risiken sind Ziele und Massnahmen nach SMART-Kriterien zu definieren, um 
Risiken zu vermeiden oder zu vermindern.

96_a_x, 
102_x

Die Wirksamkeit der SMART-Ziele / Abhilfemassnahmen ist jährlich zu überprüfen (Kapitel 4.4). 
Erwartet das Unternehmen eine deutlich erweiterte Risikosituation im eigenen Betrieb oder bei 
direkten Lieferanten, müssen Ad-hoc-Überprüfungen hinzugefügt werden.

35_x, 
98_x

4.3.2 Implementierung 
von Massnahmen

Die Umsetzung der gewählten Massnahmen muss festgelegt und überprüft werden (Kapitel 4.4), 
wo immer dies möglich ist:

•  Der Einfluss des Unternehmens auf die Lieferkette muss durch vertragliche Vereinbarungen 
der Stufe 1 zwischen dem Unternehmen und dem direkten Lieferanten gefestigt werden, die 
sicherstellen, dass der Lieferant die Menschenrechts- und Umweltanforderungen einhält 
(Geschäftspolitik, Verhaltenskodex für Lieferanten)

33_x • Das Unternehmen muss einen Verhaltenskodex für Lieferanten aufstellen.

34_x,  
35_x

•  Der Lieferant muss diese Anforderungen mit allen anderen Lieferanten entlang seiner 
Lieferkette über eine Weitergabeklausel absprechen. Als Mindestanforderung müssen die 
direkten und indirekten Zulieferer und/oder Auftragnehmer die Grundsatzerklärung des 
Unternehmens unterzeichnen (Abb. 1)

99_x Das Unternehmen muss:

• Schulungsveranstaltungen mit den betreffenden Mitarbeitern durchführen

81_x • Anreize schaffen für die Hersteller, die Anforderungen zu erfüllen

104_x 
84_x

•  Die Beschaffungspraktiken unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Risikobewertung und 
der ermittelten Auswirkungen anpassen

83_x, 84_x •  Regelmässig interne Beschaffungsdaten sammeln und analysieren, um die  
Beschaffungspraktiken anzugleichen

82_x •  geeignete Massnahmen ergreifen, um negative Auswirkungen der Einkaufspraktiken zu  
vermeiden

80_a_x • als letztes Mittel: Die Geschäftsbeziehungen abbrechen

102_a_x 4.4 Kontinuierliche 
Überwachung

Das Unternehmen muss die Umsetzung von Massnahmen zur Beendigung, Verhinderung und 
Abschwächung der negativen Auswirkungen der Geschäftstätigkeit des Unternehmens in der 
gesamten Lieferkette überwachen.
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102_x, 
102_a_x, 
103

Eine Folgenabschätzung muss die Wirksamkeit der Massnahmen und die Unterstützung bei der 
Beseitigung negativer Auswirkungen bewerten.

102_a_x 4.4.1 Grundsätze der 
kontinuierlichen  
Überwachung

Die folgenden Indikatoren müssen bei der Bewertung der SMART-Ziele berücksichtigt werden:

• Qualitative und quantitative Prüfung der Massnahmen (z. B. durch Umfragen, Audits usw.).

102_a_x •  Bewertung von Geschäftsbeziehungen im Hinblick auf den Verhaltenskodex für Lieferanten 
und Weitergabeklauseln.

102_a_x • Einbeziehung oder Konsultation potenziell betroffener Interessengruppen (z. B. Gewerkschaften).

102_a_x • Engagement in Multi-Stakeholder-Initiativen.

103 4.4.2 Implementierung 
der kontinuierlichen 
Überwachung

Je nach den umzusetzenden Massnahmen müssen deren Auswirkungen überprüft werden:  

• In der Einkaufspraxis. 

• In der Lieferkette (nachgelagert und vorgelagert, wie in Kapitel 2 definiert).

106_a_x Für beide Aktionsbereiche ist eine einheitliche Dokumentation zu erstellen: 

• Bewertung der SMART-Ziele
• Datenerhebung zu den verbesserten Massnahmen

107_x, 
110

4.5 Transparente  
Kommunikation

•  Um eine transparente Kommunikation zu gewährleisten, muss das Unternehmen seine Sorgfalts- 
pflicht (einschliesslich Risikoanalyse, Beschwerden und Massnahmen zur Behebung potenzieller 
und tatsächlicher negativer Auswirkungen) gegenüber den Interessengruppen öffentlich kommuni-
zieren. Die Dokumentation muss fortlaufend und kontinuierlich erfolgen, mindestens jährlich

n.a. 4.5.1 Grundsätze der 
Kommunikation

•  Die Berichterstattung über die durchgeführten Sorgfaltspflichtmassnahmen muss Folgendes 
umfassen:

108_x •  Überblick über die im Rahmen der Risikobewertung analysierten Risiken, die für das Unternehmen 
am wichtigsten sind, wie die Priorisierung vorgenommen wurde und wie das Unternehmen mit 
diesen Risiken umgeht (detaillierte Liste der Risiken siehe 4.2.2).

109_x •  Überblick über etwaige Menschenrechts- oder Umweltverstösse und was das Unternehmen 
unternommen hat, um seinen Sorgfaltspflichten nachzukommen.

108_x
109_x

•  Überblick über Vorfälle oder Risiken, die im Rahmen des Beschwerdemechanismus  
eingegangen sind, und wie mit ihnen umgegangen wurde.

110_a_x • Dokumentation, wie das SMART-Ziel auf seine Wirkung und Effektivität hin bewertet wurde .

110_b_x • Auswirkungen auf künftige Massnahmen.

110_c_x •  Überblick über das System der verantwortungsvollen Unternehmensführung des Unternehmens 
und Erläuterung, wie der Due-Diligence-Prozess in die Entscheidungsfindung einbezogen wird.

110_d_x •  Erläuterung, wie das Unternehmen plant, Schäden im eigenen Betrieb und in der Lieferkette 
(nach- und vorgelagert, siehe Kapitel 2) zu verhindern oder zu mindern. 
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Frage Kapitel Ausschlusskriterien

109_x •  Erläuterung des Beschwerdemechanismus des Unternehmens und des Verfahrens zur  
Wiedergutmachung.

114_x • Informationen über das Engagement des Unternehmens gegenüber seinen Stakeholdern.

110_x •  Jegliche Kommunikation muss anonymisiert werden und darf keine Details über Interessen-
gruppen, Mitarbeiter oder vertrauliche Geschäftsbereiche enthalten. Betroffene Interessen-
gruppen dürfen nicht blossgestellt werden. Sie darf konkrete Beispiele und Fälle enthalten, die 
das Unternehmen behandelt hat.

118_x 4.6 Zugang zu Abhilfe-
massnahmen

•  Das Unternehmen muss für Abhilfemassnahmen für alle nachteiligen Auswirkungen, die es  
verursacht oder zu denen es beigetragen hat, sorgen oder daran mitwirken. Zu diesem Zweck 
muss das Unternehmen einen Beschwerdemechanismus einrichten.

120_x 4.6.1 Grundsätze des 
Beschwerdemechanis-
mus

•  Das Unternehmen muss einen eigenen (intern entwickelten) Beschwerdemechanismus einrichten 
oder mit einem externen Beschwerdemechanismus zusammenarbeiten, der die  
Wirksamkeitskriterien für nichtstaatliche, nichtgerichtliche Beschwerdemechanismen der  
UNGPs erfüllt (z. B. Mechanismen von Industrieverbänden).

n/a •  Um die Kernkriterien der OECD-Leitlinien zu erfüllen (siehe OECD Due Diligence Guidance 
Textile and Footwear, Tabelle 8: Kernkriterien für einen Beschwerdemechanismus auf operativer 
Ebene und Beispielkomponenten), muss der Beschwerdemechanismus nach den folgenden 
Kriterien gestaltet sein:

121_x until 
130_x

•  Rechtmässig: Die Verfahren müssen fair, transparent, zugänglich und anonym sein.  
Der Beschwerdemechanismus wird in Absprache mit allen relevanten Interessengruppen 
entwickelt und aktualisiert

131_x until 
137_x

•  Zugänglich: Der Beschwerdemechanismus muss für alle Personen zugänglich sein, die 
vom Einflussbereich des Unternehmens betroffen sind. Für diejenigen, die mit Zugangs-
barrieren konfrontiert sind (z. B. Analphabetismus, Sprachbarrieren usw.), ist eine 
angemessene Unterstützung bereitzustellen.

138_x until 
140_x

•  Vorhersehbar: Das Unternehmen muss den internen Prozess für den Beschwerde- 
mechanismus festlegen und transparent machen (z.B. organisatorische Anforderungen, 
Ansprechpartner, Bearbeitung, Zeitplan).

141_x until 
144_x

•  Gleichberechtigt: Das Unternehmen muss auf etwaige Machtungleichgewichte achten 
und einen gleichberechtigten Zugang zum Beschwerdemechanismus gewährleisten

145_x until 
147_x

•  Transparent: Das Unternehmen muss die Existenz des Mechanismus und eines öffentlich 
zugänglichen, formalisierten Verfahrens für den Umgang mit Beschwerden bekannt 
machen. Die Mechanismen und Verfahren müssen den Mitarbeitern und allen potenziell 
betroffenen Interessengruppen (z. B. Lieferanten, Unterlieferanten usw.) mitgeteilt werden.

148_x •  Kompatibel mit den Rechten: Das Unternehmen muss sicherstellen, dass die Ergebnisse und 
Abhilfemassnahmen mit den international anerkannten Menschenrechten vereinbar sind.

149_x •  Eine Quelle des kontinuierlichen Lernens: Das Unternehmen muss Schlüsselindikatoren 
für die Nutzung neuer Erkenntnisse zur kontinuierlichen Verbesserung des Beschwerde-
mechanismus festlegen.
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Frage Kapitel Ausschlusskriterien

150_x •  Dialogbasiert: Lösungen sollten im gegenseitigen Einvernehmen und nicht von oben 
nach unten entwickelt werden.

118_x, 
119_x

Der Beschwerdemechanismus soll es nachteilig betroffenen Personen entlang der Lieferkette 
ermöglichen, dem Unternehmen über Menschenrechts- oder Umweltrisiken zu berichten.

143_a_x Wenn ein Risiko oder ein Verstoss gemeldet wird, muss das Unternehmen:

• Ein Verfahren zur gütlichen Einigung vorsehen.

126_x •  Informationen über die Beschwerde öffentlich zugänglich machen und das Beschwerde- 
verfahren klar und detailliert beschreiben.

139_x, 
140_x

•  Bekanntmachung der Verantwortlichkeiten der beauftragten Personen in jeder Phase der 
Beschwerde.

140_x • Bestätigung des Empfangs der gemeldeten Informationen an den Beschwerdeführer.

139_a_x • Erörterung des Sachverhalts mit dem Beschwerdeführer.

121_x, 123_x •  Gewährleistung der Anonymität des Beschwerdeführers in jeder Phase und Sicherstellung, 
dass der Beschwerdeführer keine Vergeltungsmassnahmen oder andere negative Folgen zu 
befürchten hat.

143_x •  Ernennung einer unternehmensexternen Person zur Leitung des Verfahrens. Diese Person 
muss unparteiisch, unabhängig und nicht weisungsgebunden sein. Sie ist verpflichtet, über die 
Beschwerde Stillschweigen zu bewahren.

149_x 
149_a_x

•  Die Wirksamkeit des Beschwerdemechanismus muss mindestens jährlich und immer dann, wenn 
eine Änderung der Risikobewertung zu erwarten ist (z. B., wenn ein neues Produkt eingeführt 
wird), überprüft werden.

45_x,  
52_x, 
54_x

•  Wenn das Unternehmen über ein Risiko oder einen Verstoss in Bezug auf einen indirekten  
Lieferanten informiert wird, muss es:

• unverzüglich eine Risikobewertung für diesen indirekten Lieferanten durchführen (Kapitel 4.2).

45_x, • Präventivmassnahmen durchführen.

80_a_x •  einen Plan zur Beendigung der Geschäftsbeziehungen erstellen, wenn das Risiko nicht 
gemindert oder der Verstoss nicht behoben werden kann.

13_a_x • die Grundsatzerklärung aktualisieren, um dieses Risiko einzubeziehen .
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Anhang 4: Regelwerke und Konventionen

Die im deutschen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz zur Verhinderung von Menschenrechtsverletzungen in  
Lieferketten berücksichtigten Konventionen:

1. Übereinkommen Nr. 29 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 1930 über Zwangs- oder  
Pflichtarbeit (BGBl. 1956 II S. 640, 641) (ILO-Übereinkommen Nr. 29)

2. Protokoll vom 11. Juni 2014 zum Übereinkommen Nr. 29 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 
1930 über Zwangs- oder Pflichtarbeit (BGBl. 2019 II S. 437, 438)

3. Übereinkommen Nr. 87 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 9. Juli 1948 über die Vereinigungsfreiheit 
und den Schutz des Vereinigungsrechtes (BGBl. 1956 II S. 2072, 2071) geändert durch das Übereinkommen vom 
26. Juni 1961 (BGBl. 1963 II S. 1135, 1136) (ILO-Übereinkommen Nr. 87)

4. Übereinkommen Nr. 98 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 1. Juli 1949 über die Anwendung der 
Grundsätze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen (BGBl. 1955 II S. 1122, 1123) 
geändert durch das Übereinkommen vom 26. Juni 1961 (BGBl. 1963 II S. 1135, 1136) (ILO-Übereinkommen Nr. 98)

5. Übereinkommen Nr. 100 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 29. Juni 1951 über die Gleichheit des  
Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit (BGBl. 1956 II S. 23, 24)  
(ILO-Übereinkommen Nr. 100) 

6. Übereinkommen Nr. 105 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 25. Juni 1957 über die Abschaffung der 
Zwangsarbeit (BGBl. 1959 II S. 441, 442) (ILO-Übereinkommen Nr. 105)

7. Übereinkommen Nr. 111 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 25. Juni 1958 über die Diskriminierung in 
Beschäftigung und Beruf (BGBl. 1961 II S. 97, 98) (ILO-Übereinkommen Nr. 111) 

8. Übereinkommen Nr. 138 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 26. Juni 1973 über das Mindestalter für die 
Zulassung zur Beschäftigung (BGBl. 1976 II S. 201, 202) (ILO-Übereinkommen Nr. 138)

9. Übereinkommen Nr. 182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über das Verbot und  
unverzügliche Massnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (BGBl. 2001 II S. 1290, 
1291) (ILO-Übereinkommen Nr. 182) 

10. Internationaler Pakt vom 19. Dezember 1966 über bürgerliche und politische Rechte, (BGBl. 1973 II S. 1533, 1534)

11. Internationaler Pakt vom 19. Dezember 1966 über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (BGBl. 1973 II S. 
1569, 1570) 

12. Übereinkommen von Minamata vom 10. Oktober 2013 über Quecksilber (BGBl. 2017 II S. 610, 611)  
(Minamata-Übereinkommen) 

13. Stockholmer Übereinkommen vom 23. Mai 2001 über persistente organische Schadstoffe (BGBl. 2002 II S. 803, 
804) (POPs-Übereinkommen), zuletzt geändert durch den Beschluss vom 6. Mai 2005 (BGBl. 2009 II S. 1060, 
1061) 

14. Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und  
ihrer Entsorgung vom 22. März 1989 (BGBl. 1994 II S. 2703, 2704) (Basler Übereinkommen), zuletzt geändert 
durch die Dritte Verordnung zur Änderung von Anlagen zum Basler Übereinkommen vom 22. März 1989 vom 6. 
Mai 2014 (BGBl. II S. 306/307
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Der folgende Abschnitt bildet § 2 des Gesetzes über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten zur Vermeidung von 
Menschenrechtsverletzungen in Lieferketten vom 16. Juli 2021 ab

“…§ 2 Begriffsbestimmungen”

(1)  Geschützte Rechtspositionen im Sinne dieses Gesetzes sind solche, die sich aus den in den Nummern 1 bis 11 der 
Anlage aufgelisteten Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte ergeben. 

(2)   Ein menschenrechtliches Risiko im Sinne dieses Gesetzes ist ein Zustand, bei dem aufgrund tatsächlicher  
Umstände mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Verstoss gegen eines der folgenden Verbote droht:

1. das Verbot der Beschäftigung eines Kindes unter dem Alter, mit dem nach dem Recht des Beschäftigungsortes 
die Schulpflicht endet, wobei das Beschäftigungsalter 15 Jahre nicht unterschreiten darf; dies gilt nicht, wenn das 
Recht des Beschäftigungsortes hiervon in Übereinstimmung mit Artikel 2 Absatz 4 sowie den Artikeln 4 bis 8 des 
Übereinkommens Nr. 138 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 26. Juni 1973 über das Mindestalter für 
die Zulassung zur Beschäftigung (BGBl. 1976 II S. 201, 202) abweicht; 

2. das Verbot der schlimmsten Formen der Kinderarbeit für Kinder unter 18 Jahren; dies umfasst gemäss Artikel 
3 des Übereinkommens Nr. 182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über das Verbot und 
unverzügliche Massnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (BGBl. 2001 II S. 1290, 
1291):

a) alle Formen der Sklaverei oder alle sklavereiähnlichen Praktiken, wie den Verkauf von Kindern und den  
Kinderhandel, Schuldknechtschaft und Leibeigenschaft sowie Zwangs- oder Pflichtarbeit, einschliesslich der 
Zwangs- oder Pflichtrekrutierung von Kindern für den Einsatz in bewaffneten Konflikten,

b) das Heranziehen, Vermitteln oder Anbieten eines Kindes zur Prostitution, zur Herstellung von Pornographie oder 
zu pornographischen Darbietungen,

c) das Heranziehen, Vermitteln oder Anbieten eines Kindes zu unerlaubten Tätigkeiten, insbesondere zur  
Gewinnung von und zum Handel mit Drogen,

d) Arbeit, die ihrer Natur nach oder aufgrund der Umstände, unter denen sie verrichtet wird, voraussichtlich für die 
Gesundheit, die Sicherheit oder die Sittlichkeit von Kindern schädlich ist;

3. das Verbot der Beschäftigung von Personen in Zwangsarbeit; dies umfasst jede Arbeitsleistung oder Dien-
stleistung, die von einer Person unter Androhung von Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur 
Verfügung gestellt hat, etwa in Folge von Schuldknechtschaft oder Menschenhandel; ausgenommen von der 
Zwangsarbeit sind Arbeits- oder Dienstleistungen, die mit Artikel 2 Absatz 2 des Übereinkommens Nr. 29 der 
Internationalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 1930 über Zwangs- oder Pflichtarbeit (BGBl. 1956 II S. 640, 
641) oder mit Artikel 8 Buchstabe b und c des Internationen Paktes vom 19. Dezember 1966 über bürgerliche und 
politische Rechte (BGBl. 1973 II S. 1533, 1534) vereinbar sind;

4. das Verbot aller Formen der Sklaverei, sklavenähnlicher Praktiken, Leibeigenschaft oder anderer Formen von 
Herrschaftsausübung oder Unterdrückung im Umfeld der Arbeitsstätte, etwa durch extreme wirtschaftliche 
oder sexuelle Ausbeutung und Erniedrigungen;
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5. das Verbot der Missachtung der nach dem Recht des Beschäftigungsortes geltenden Pflichten des  
Arbeitsschutzes, wenn hierdurch die Gefahr von Unfällen bei der Arbeit oder arbeitsbedingte Gesundheits-
gefahren entstehen, insbesondere durch:

  a)  offensichtlich ungenügende Sicherheitsstandards bei der Bereitstellung und der Instandhaltung der  
Arbeitsstätte, des Arbeitsplatzes und der Arbeitsmittel, 

  b)  das Fehlen geeigneter Schutzmassnahmen, um Einwirkungen durch chemische, physikalische oder  
biologische Stoffe zu vermeiden, 

  c)  das Fehlen von Massnahmen zur Verhinderung übermässiger körperlicher und geistiger Ermüdung,  
insbesondere durch eine ungeeignete Arbeitsorganisation in Bezug auf Arbeitszeiten und Ruhepausen oder

  d) die ungenügende Ausbildung und Unterweisung von Beschäftigten;

6. das Verbot der Missachtung der Koalitionsfreiheit, nach der:

  a) Arbeitnehmer sich frei zu Gewerkschaften zusammenzuschliessen oder diesen beitreten können,

  b)  die Gründung, der Beitritt und die Mitgliedschaft zu einer Gewerkschaft nicht als Grund für  
ungerechtfertigte Diskriminierungen oder Vergeltungsmassnahmen genutzt werden dürfen, 

  c)  Gewerkschaften sich frei und in Übereinstimmung mit dem Recht des Beschäftigungsortes betätigen dürfen; 
dieses umfasst das Streikrecht und das Recht auf Kollektivverhandlungen;

7. das Verbot der Ungleichbehandlung in Beschäftigung, etwa aufgrund von nationaler und ethnischer Abstammung, 
sozialer Herkunft, Gesundheitsstatus, Behinderung, sexueller Orientierung, Alter, Geschlecht, politischer  
Meinung, Religion oder Weltanschauung, sofern diese nicht in den Erfordernissen der Beschäftigung begründet 
ist; eine Ungleichbehandlung umfasst insbesondere die Zahlung ungleichen Entgelts für gleichwertige Arbeit;

8. das Verbot des Vorenthaltens eines angemessenen Lohns; der angemessene Lohn ist mindestens der nach dem 
anwendbaren Recht festgelegte Mindestlohn und bemisst sich ansonsten nach dem Recht des Beschäftigungsortes;

9. das Verbot der Herbeiführung einer schädlichen Bodenveränderung, Gewässerverunreinigung,  
Luftverunreinigung, schädlichen Lärmemission oder eines übermässigen Wasserverbrauchs, die:

  a) die natürlichen Grundlagen zum Erhalt und der Produktion von Nahrung erheblich beeinträchtigt,

  b) einer Person den Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser verwehrt,

  c) einer Person den Zugang zu Sanitäranlagen erschwert oder zerstört oder

  d) die Gesundheit einer Person schädigt;

10. das Verbot der widerrechtlichen Zwangsräumung und das Verbot des widerrechtlichen Entzugs von Land, von 
Wäldern und Gewässern bei dem Erwerb, der Bebauung oder anderweitigen Nutzung von Land, Wäldern und 
Gewässern, deren Nutzung die Lebensgrundlage einer Person sichert;

11. das Verbot der Beauftragung oder Nutzung privater oder öffentlicher Sicherheitskräfte zum Schutz des  
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unternehmerischen Projekts, wenn aufgrund mangelnder Unterweisung oder Kontrolle seitens des  
Unternehmens bei dem Einsatz der Sicherheitskräfte 

  a) das Verbot von Folter und grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung missachtet wird,

  b) Leib oder Leben verletzt werden oder

  c) die Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit beeinträchtigt werden;

12. das Verbot eines über die Nummern 1 bis 11 hinausgehenden Tuns oder pflichtwidrigen Unterlassens, das  
unmittelbar geeignet ist, in besonders schwerwiegender Weise eine geschützte Rechtsposition zu beeinträchtigen 
und dessen Rechtswidrigkeit bei verständiger Würdigung aller in Betracht kommenden Umstände offensichtlich ist.

(3)  Ein umweltbezogenes Risiko im Sinne dieses Gesetzes ist ein Zustand, bei dem auf Grund tatsächlicher  
Umstände mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Verstoss gegen eines der folgenden Verbote droht:

1. das Verbot der Herstellung von mit Quecksilber versetzten Produkten gemäss Artikel 4 Absatz 1 und Anlage A Teil 
I des Übereinkommens von Minamata vom 10. Oktober 2013 über Quecksilber (BGBl. 2017 II S. 610, 611)  
(Minamata-Übereinkommen);

2. das Verbot der Verwendung von Quecksilber und Quecksilberverbindungen bei Herstellungsprozessen im Sinne 
des Artikels 5 Absatz 2 und Anlage B Teil I des Minamata-Übereinkommens ab dem für die jeweiligen Produkte 
und Prozesse im Übereinkommen festgelegten Ausstiegsdatum;

3. das Verbot der Behandlung von Quecksilberabfällen entgegen den Bestimmungen des Artikels 11 Absatz 3 des 
Minamata-Übereinkommens;

4. das Verbot der Produktion und Verwendung von Chemikalien nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a und Anlage 
A des Stockholmer Übereinkommens vom 23. Mai 2001 über persistente organische Schadstoffe (BGBl. 2002 II 
S. 803, 804) (POPs-Übereinkommen), zuletzt geändert durch den Beschluss vom 6. Mai 2005 (BGBl. 2009 II S. 
1060, 1061), in der Fassung der Verordnung (EU) 2019/1021 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
Juni 2019 über persistente organische Schadstoffe (ABl. L 169 vom 26.5.2019, S. 45), die zuletzt durch die  
Delegierte Verordnung (EU) 2021/277 der Kommission vom 16. Dezember 2020 (ABl. L 62 vom 23.2.2021, S. 1) 
geändert worden ist;

5. das Verbot der nicht umweltgerechten Handhabung, Sammlung, Lagerung und Entsorgung von Abfällen nach 
den Regelungen, die in der anwendbaren Rechtsordnung nach den Massgaben des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe 
d Ziffer i und ii des POPs-Übereinkommens gelten;

6. das Verbot der Ausfuhr gefährlicher Abfälle im Sinne des Artikel 1 Absatz 1 und anderer Abfälle im Sinne des  
Artikel 1 Absatz 2 des Basler Übereinkommens über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung 
gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung vom 22. März 1989 (BGBl. 1994 II S. 2703, 2704) (Basler  
Übereinkommen), zuletzt geändert durch die Dritte Verordnung zur Änderung von Anlagen zum Basler  
Übereinkommen vom 22. März 1989 vom 6. Mai 2014 (BGBl. II S. 306, 307), und im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 1013/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 überdie Verbringung von Abfällen 
(ABl. L 190 vom 12.7.2006, S. 1) (Verordnung (EG) Nr. 1013/2006), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2020/2174 der Kommission vom 19. Oktober 2020 (ABl. L 433 vom 22.12.2020, S. 11) geändert worden ist

7. das Verbot der Ausfuhr gefährlicher Abfälle von in Anlage VII des Basler Übereinkommens aufgeführten Staaten 
in Staaten, die nicht in Anlage VII aufgeführt sind (Artikel 4A des Basler Übereinkommens, Artikel 36 der  
Verordnung (EG) Nr. 1013/2006) sowie
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8. das Verbot der Einfuhr gefährlicher Abfälle und anderer Abfälle aus einer Nichtvertragspartei des Basler 
Übereinkommens (Artikel 4 Absatz 5 des Basler Übereinkommens).

(4)  Eine Verletzung einer menschenrechtsbezogenen Pflicht im Sinne dieses Gesetzes ist der Verstoss gegen ein in 
Absatz 2 Nummer 1 bis 12 genanntes Verbot. Eine Verletzung einer umweltbezogenen Pflicht im Sinne dieses 
Gesetzes ist der Verstoss gegen ein in Absatz 3 Nummer 1 bis 8 genanntes Verbot.

(5)  Die Lieferkette im Sinne dieses Gesetzes bezieht sich auf alle Produkte und Dienstleistungen eines Unternehmens. 
Sie umfasst alle Schritte im In- und Ausland, die zur Herstellung der Produkte und zur Erbringung der  
Dienstleistungen erforderlich sind, angefangen von der Gewinnung der Rohstoffe bis zu der Lieferung an den 
Endkunden und erfasst:

 1. das Handeln eines Unternehmens im eigenen Geschäftsbereich,

 2. das Handeln eines unmittelbaren Zulieferers und

 3. das Handeln eines mittelbaren Zulieferers.

(6)  Der eigene Geschäftsbereich im Sinne dieses Gesetzes erfasst jede Tätigkeit des Unternehmens zur  
Erreichung des Unternehmensziels. Erfasst ist damit jede Tätigkeit zur Herstellung und Verwertung von Produkten 
und zur Erbringung von Dienstleistungen, unabhängig davon, ob sie an einem Standort im In- oder Ausland 
vorgenommen wird. In verbundenen Unternehmen zählt zum eigenen Geschäftsbereich der Obergesellschaft 
eine konzernangehörige Gesellschaft, wenn die Obergesellschaft auf die konzernangehörige Gesellschaft einen 
bestimmenden Einfluss ausübt.

(7)  Unmittelbarer Zulieferer im Sinne dieses Gesetzes ist ein Partner eines Vertrages über die Lieferung von Waren 
oder die Erbringung von Dienstleistungen, dessen Zulieferungen für die Herstellung des Produktes des  
Unternehmens oder zur Erbringung und Inanspruchnahme der betreffenden Dienstleistung notwendig sind.

(8)  Mittelbarer Zulieferer im Sinne dieses Gesetzes ist jedes Unternehmen, das kein unmittelbarer Zulieferer ist  
und dessen Zulieferungen für die Herstellung des Produktes des Unternehmens oder zur Erbringung und 
Inanspruchnahme der betreffenden Dienstleistung notwendig sind.

Anhang I: Konformitätserklärung
Die Konformitätserklärung für OEKO-TEX® RESPONSIBLE BUSINESS steht auf der OEKO-TEX® Website zum 
Download bereit: www.oeko-tex.com/de

Anhang II: Nutzungsbedingungen und Verhaltenskodex

Die OEKO-TEX® Nutzungsbedingungen (ToU) gelten für alle OEKO-TEX® Produkte. Die ToU finden Sie unter  
https://www.oeko-tex.com/de/allgemeine-nutzungsbedingungen und den OEKO-TEX® Verhaltenskodex (CoC) 
unter www.oeko-tex.CoC.

Anhang 4:  Regelwerk und Konventionen
Anhang I: Konformitätserklärung
Anhang II:  Nutzungsbedingungen und  

Verhaltenskodex


